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§ 1 Versicherte Gefahren 
 
 1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherten Mietverlust für die im Versiche-

rungsvertrag bezeichneten Gebäude und sonstige Grundstücksbestandteile, die durch
 

a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines bemannten Flugkörpers, 
seiner Teile oder seiner Ladung 

b) Leitungswasser oder Rohrbruch 
c) Sturm 

 
zerstört oder beschädigt werden. Das gilt auch für Schäden durch Löschen, Nieder-
reißen oder Ausräumen infolge eines dieser Ereignisse. 

 
Jede der in a) bis c) genannten Gefahrengruppen ist nur versichert, wenn dies verein-
bart ist. 

 
2. Brand ist Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn

verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 
 
3. Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen. 
 
4. Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beru-

hende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung. Eine Explosion eines Behälters (Kessel,
Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen Umfang zerris-
sen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des Druckunterschiedes innerhalb und außer-
halb des Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch 
chemische Umsetzung hervorgerufen, so gilt dies als Explosion auch dann, wenn die 
Wandung des Behälters nicht zerrissen ist. Schäden durch Unterdruck sind nicht ver-
sichert. 

 
5. Leitungswasser im Sinne dieser Bedingungen ist Wasser, das 
 

a) aus den fest verlegten Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung, 
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b) aus den sonstigen mit dem Rohrsystem fest verbundenen Einrichtungen der Was-
serversorgung, 

c) aus den Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung 
 

bestimmungswidrig ausgetreten ist. 
 
6. Als Rohrbruch im Sinne dieser Bedingungen gelten 
 

a) innerhalb der im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude 
aa) Frost- und sonstige Bruchschäden an den Zu- oder Ableitungsrohren der Was-

serversorgung oder an Rohren der Warmwasser- oder Dampfheizung. 
bb) Frostschäden an Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Wasser-

hähnen, Geruchsverschlüssen, Wassermessern, Heizkörpern, Heizkesseln 
oder Boilern oder an vergleichbaren Anlagen der Warmwasser- oder Dampf-
heizung oder an Sprinkler- oder Berieselungsanlagen, 

b) außerhalb der im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude Frost- und sonsti-
ge Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an Rohren
der Warmwasser- oder Dampfheizung, soweit 
aa) die Rohre der Versorgung der Gebäude dienen und 
bb) die Rohre sich innerhalb des Grundstücks befinden, auf dem die Gebäude ste-

hen. 
 
7. Sturm im Sinne dieser Bedingungen ist eine wetterbedingte Luftbewegung von min-

destens Windstärke 8. 
 

Ist die Windstärke für den Versicherungsort nicht feststellbar, so wird Windstärke 8 un-
terstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 

 
a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsortes Schäden an Gebäu-

den in einwandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sa-
chen angerichtet hat oder 

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes der Gebäude nur durch Sturm
entstanden sein kann. 

 
8. Die Sturmversicherung erstreckt sich nur auf Schäden, 
 

a) die entstehen durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes auf die im Versiche-
rungsvertrag bezeichneten Gebäude oder sonstigen Grundstücksbestandteilen 

b) die dadurch entstehen, dass der Sturm Gebäudeteile, Bäume oder andere Ge-
genstände auf die im Versicherungsschein bezeichneten Gebäude oder sonstigen
Grundstückbestandteile wirft; 

c) die Folge eines Sturmschadens gemäß a oder b sind. 
 

§ 2 Nicht versicherte Gefahren 
 
 1. Die Versicherung gemäß § 1 Nr. 1 a) erstreckt sich nicht auf Mietverlust durch 

 
a) Brandschäden, die an Sachen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder

der Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden. Dies
gilt auch für Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, ver-
mittelt oder weitergeleitet wird; 

b) Sengschäden, außer wenn diese dadurch verursacht wurden, dass sich eine ver-
sicherte Gefahr gemäß § 1 Nr. 1 a) verwirklicht hat; 

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die im Verbrennungsraum 
auftretenden Explosionen, sowie Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen
Schaltern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck entstehen; 

d) Schäden, die durch die Wirkung des elektrischen Stromes an elektrischen Einrich-
tungen mit oder ohne Feuererscheinung entstehen (z. B. durch Überstrom, Über-
spannung, Isolationsfehler, wie Kurz-, Windungs-, Körper- oder Erdschluss, unzu-
reichende Kontaktgabe, Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheitseinrichtun-
gen); 

e) Blitzschäden an elektrischen Einrichtungen, es sei denn, dass der Blitz unmittelbar 
auf diese Sachen übergegangen ist. 

 
2. Folgeschäden sind durch Nr. 1 a) und 1 c) nicht ausgeschlossen. 
 

Durch Nr. 1 d) und 1 e) sind Folgeschäden nicht ausgeschlossen, soweit sie Brand-
oder Explosionsschäden sind. 

 
Die Ausschlüsse gemäß Nr. 1 a) bis 1 d) gelten nicht für Schäden, die dadurch verur-
sacht wurden, dass sich an anderen Sachen eine versicherte Gefahr gemäß § 1 Nr. 1 
a) verwirklicht hat. 

 
3. Die Versicherung gemäß § 1 Nr. 1 b) erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen nicht auf Mietverlust durch 
 

a) Wasserdampf, 
b) Plansch- oder Reinigungswasser, 
c) Wasser aus Sprinklern oder aus Düsen von Berieselungsanlagen, 
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d) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Hochwasser oder Witte-
rungsniederschlag oder einen durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau, 

e) Schwamm, 
f) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser die Erdsenkung

oder den Erdrutsch verursacht hat, 
g) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines bemannten Flugkörpers, 

seiner Teile oder seiner Ladung, ferner durch Löschen, Niederreißen oder Aus-
räumen infolge dieser Ereignisse. 

 
Die Ausschlüsse gemäß a) bis e) gelten nicht für Schäden gemäß § 1 Nr. 6 (Rohr-
bruch). Die Ausschlüsse gelten ferner nicht für Schäden gemäß § 1 Nr. 5 (Leitungs-
wasser), soweit sie Folgeschäden eines Rohrbruchs gemäß § 1 Nr. 6 sind. 

 
4. Die Versicherung gemäß § 1 Nr. 1 c) erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen nicht auf Mietverlust durch 
 

a) Sturmflut, 
b) Lawinen, 
c) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgemäß

geschlossene Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei denn, dass die-
se Öffnungen durch den Sturm entstanden sind und einen Gebäudeschaden dar-
stellen. 

d) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines bemannten Flugkörpers,
seiner Teile oder seiner Ladung, ferner durch Löschen, Niederreißen oder Aus-
räumen infolge eines dieser Ereignisse. 

 
5. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden, die durch 

Kriegsereignisse jeder Art, Innere Unruhen, Erdbeben oder Kernenergie1) entstehen. 
 

§ 3 Versicherte Schäden 
 
 1. Versicherter Mietverlust ist 

 
a) der Mietausfall, der dadurch entsteht, dass der Mieter infolge eines Versicherungs-

falles gemäß § 1 kraft Gesetzes oder nach dem Mietvertrag berechtigt ist, die Zah-
lung der Miete ganz oder teilweise zu verweigern; 

b) der Nutzungsausfall in Höhe des ortsüblichen Mietwerts der Räume, die der Versi-
cherungsnehmer selbst nutzt oder unentgeltlich Dritten überlassen hat und die in-
folge eines Versicherungsfalles unbenutzbar geworden sind, falls dem Versiche-
rungsnehmer die Beschränkung auf etwa benutzbar gebliebene Räume nicht zu-
gemutet werden kann; 

c) etwaige fortlaufende Nebenkosten. 
 
2. Für Gebäude oder Räume, die zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles nicht 

vermietet waren, wird Mietausfall ersetzt, sofern Vermietung zu einem späteren, in der
Wiederherstellungszeit liegenden Termin nachgewiesen wird. 

 
§ 4 Versicherungswert 
 
 Versicherungswert ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, 

 
a) für vermietete Räume der Wert einer Jahresmiete 
b) für selbst genutzte oder unentgeltlich Dritten überlassene Räume der ortsüblichen

Jahresmietwert 
c) die Summe der fortlaufenden Nebenkosten für die Dauer eines Jahres 
 
der im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude. 
 

§ 5 Gefahrumstände bei Vertragsabschluss und Gefahrerhöhung  
 
1.1 Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrumständen 
 
 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versiche-

rer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. 
 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt. 
 

1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht  
 

                                                      
1  Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur 

Deckungsvorsorge verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab. 
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1.2.1 Vertragsänderung Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt und hätte der 
Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu 
anderen Bedingungen geschlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlan-
gen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungs-
nehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der lau-
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
 
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 % oder schließt 
der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der 
Vertragsänderung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. 
 

1.2.2 Rücktritt und Leistungsfreiheit Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nummer 1.1, kann der 
Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die 
Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. 
 
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktrittsrecht des Versi-
cherers ausgeschlossen, wenn der  Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versi-
cherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder an-
deren Bedingungen abgeschlossen hätte. 
 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist er nicht zur 
Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass die Ver-
letzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand bezieht, der weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

 
1.2.3 Kündigung 
 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1.1 leicht fahrlässig 
oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umständen zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen. 

1.2.4 Ausschluss von Rechten des 
Versicherers 

 

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (Nr. 1.2.1), zum Rücktritt (Nr. 1.2.2) 
und zur Kündigung (Nr. 1.2.3) sind jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige kannte. 
 

1.2.5 Anfechtung Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, 
bleibt unberührt 

1.3 Frist für die Ausübung der 
Rechte des Versicherers 

Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 1.2.1), zum Rücktritt (Nr. 1.2.2) oder zur Kündi-
gung (Nr. 1.2.3) muss der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich geltend ma-
chen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur Begrün-
dung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren 
Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, 
die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen. 
 

1.4 Rechtsfolgehinweis Die Rechte zur  Vertragsänderung (Nr. 1.2.1), zum Rücktritt (Nr. 1.2.2) und zur Kündi-
gung (nr. 1.2.3) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der Anzeige-
pflicht hingewiesen hat. 
 

1.5 Vertreter des Versicherungs-
nehmers 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind 
bei der Anwendung von Nr. 1.1 und 1.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertre-
ters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichti-
gen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätz-
lich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter 
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 

1.6 Erlöschen der Rechte des Ver-
sicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (Nr. 1.2.1), zum Rücktritt (Nr. 1.2.2) 
und zur Kündigung (Nr.1. 2.3) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein 
Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat. 

2 Gefahrerhöhung 
 
2. 1. Begriff der Gefahrerhöhung a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versi-

cherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass
der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die un-
gerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird. 

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein 
gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss ge-
fragt hat. 

c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich er-
höht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten soll. 

 
2.2 Pflichten des Versicherungs-

nehmers 
a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige

Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornah-
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me durch einen Dritten gestatten. 
b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung

des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er
diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von sei-
nem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich an-
zeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

 
2.3 Kündigung oder Vertragsan-

passung durch den Versiche-
rer 

a) Kündigungsrecht des Versicherers 
 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2.2 a, kann der Versi-
cherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder
grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen. 

 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2.2 b und c be-
kannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

 
b) Vertragsänderung 
 

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine 
seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangen oder die Ab-
sicherung der erhöhten Gefahr ausschließen. 

 
Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent oder
schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 

 
In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. 

 
2.4 Erlöschen der Rechte des Ver-

sicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 2.2.3 erlö-
schen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der
Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor 
der Gefahrerhöhung bestanden hat. 
 

2.5 Leistungsfreiheit wegen Ge-
fahrerhöhung 

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2.2
a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahr-
lässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen,
das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2.2 b und c ist der Versicherer für einen Versi-
cherungsfall, der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die An-
zeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versi-
cherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungs-
nehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die 
Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu 
dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ur-

sächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungs-
pflicht war oder 

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung 
des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder 

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung
eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangt. 

 
§ 6 Vertraglich vereinbarte Sicherheitsvorschriften 
 
1. Sicherheitsvorschriften Vor Eintritt des Versicherungsfalls hat der Versicherungsnehmer 

 
a) die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäuden ge-

nügend häufig zu kontrollieren; 
b)  mindestens wöchentlich Duplikate von Daten und Programmen zu erstellen, sofern

nicht in der Branche des Versicherungsnehmers kürzere Fristen zur Datensicherung
üblich sind. Diese sind so aufzubewahren, dass sie im Versicherungsfall voraussicht-
lich nicht gleichzeitig mit den Originalen zerstört oder beschädigt werden oder abhan-
den kommen können; 

c) die Gebäude, insbesondere wasserführende Anlagen und Einrichtungen, Dächer und
außen an den Gebäuden angebrachte Sachen stets im ordnungsgemäßen Zustand zu
erhalten und Mängel, Störungen oder Schäden unverzüglich nach den anerkannten 
Regeln der Technik beseitigen zu lassen (dies gilt für die Gefahren Leitungswasser, 
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Sturm und Hagel); 
d)  nicht genutzte wasserführende Anlagen und Einrichtungen sind abzusperren, zu ent-

leeren und entleert zu halten (dies gilt für die Gefahr Leitungswasser); 
e) während der kalten Jahreszeit alle Räume genügend zu beheizen und dies genügend

häufig zu kontrollieren oder dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen ab-
zusperren, zu entleeren und entleert zu halten (dies gilt für die Gefahr Leitungswas-
ser). 

 
2. Folgen der Obliegenheitsver-

letzung 
Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannt Obliegenheit, ist der Versicherer
unter den unter den in $ 5 Nr.2.3 und Nr. 2.5 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündi-
gung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
 

§ 7 Prämie; Beginn und Ende der Haftung; Widerspruchsfrist 
 
1. Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; Zahlung 
 
1.1 Beginn des Versicherungs-

schutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in Nr. 1.3 und 1.4 zu dem
im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. 
 

1.2 Fälligkeit der ersten oder ein-
maligen Prämie 

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerruf-
rechts – sofort nach Abschluss des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem vereinbarten
Beginn der Versicherung. 
 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist die ers-
te oder einmalige Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. 
 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen 
Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen Monat nach Zu-
gang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
 
Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als erste Prämie. 
 

1.3 Rücktrittsrecht des Versiche-
rers bei Zahlungsverzug 

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 1.2 maßgebenden Fällig-
keitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die
Zahlung nicht bewirkt ist. 
 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten hat. 
 

1.4 Leistungsfreiheit des Versiche-
rers 

Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr.
1.2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung 
der Prämie eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälli-
gen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie 
aufmerksam gemacht hat. 
 
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 
 

2. Dauer und Ende des Vertrages 
 
2.1 Dauer Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 

 
2.2 Stillschweigende Verlängerung Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um je-

weils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 
 

2.3 Kündigung bei mehrjährigen 
Verträgen 

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf des drit-
ten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten 
vom Versicherungsnehmer gekündigt werden. 
 
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Versicherungsjahres zugehen. 
 

2.4 Vertragsdauer von weniger als 
einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es ei-
ner Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 

2.5 Nachweis bei angemeldetem 
Grundpfandrecht durch Real-
gläubiger 

Hat ein Hypothekengläubiger seine Hypothek angemeldet, ist eine Kündigung des Versi-
cherungsverhältnisses durch den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahren-
gruppe Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Absturz oder Anprall eines Luftfahrzeu-
ges nur wirksam, wenn der Versicherungsnehmer mindestens einen Monat vor Ablauf 
des Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kün-
digung spätestens zulässig war, das Grundstück nicht mit der Hypothek belastet war oder 
dass der Hypothekengläubiger der Kündigung zugestimmt hat. Diese gilt nicht für eine 
Kündigung nach Veräußerung oder im Versicherungsfall. 
 



  

ABM 7.0 (01.2008)  7  

2.6 Wegfall des versicherten Inte-
resses 

 

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet der Ver-
trag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt.

3. Folgeprämie 
 
3.1 Fälligkeit a) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Versicherungs-

periode fällig. 
b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein oder 

in der Prämienrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. 
 

3.2 Schadenersatz bei Verzug Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Verzug, ist der Versi-
cherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlan-
gen. 
 

3.3 Leistungsfreiheit und Kündi-
gungsrecht nach Mahnung 

a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer 
Folgeprämie auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und eine Zah-
lungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung 
bestimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Ver-
trag die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht - auf-
grund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist. 

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall 
ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zah-
lung der Prämie oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. 

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, so-
fern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug 
ist. 

 
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, 
dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem 
Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der 
Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

 
3.4 Zahlung des Beitrages nach 

Kündigung 
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats 
nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, in-
nerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leis-
tungsfreiheit des Versicherers (Nr. 3.3 b) bleibt unberührt. 
 

4. Lastschrift 
 
4.1 Pflichten des Versicherungs-

nehmers 
Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versi-
cherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende Deckung 
des Kontos zu sorgen. 
 

4.2 Änderung des Zahlungsweges Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere Prämien, trotz 
wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer 
berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündigen. 
 
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsneh-
mer verpflichtet ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermit-
teln. 
 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschriftein-
zug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 

5. Ratenzahlung 
 
 Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten 

Zahlungsterminen als gestundet. 
 
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden sofort fällig, wenn 
der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn 
eine Entschädigung fällig wird. 
 

6. Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
6.1 Allgemeiner Grundsatz a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Versiche-

rungsperiode steht dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige 
Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz be-
standen hat. 

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, steht dem 
Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung 
nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Weg-
fall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 
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6.2 Prämie oder Geschäftsgebühr 
bei Widerruf, Rücktritt, Anfech-
tung und fehlendem versicher-
ten Interesse 

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklärung innerhalb von 
zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang 
des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten.  Voraussetzung ist, dass 
der Versicherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des 
Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer 
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich die für das 
erste Versicherungsjahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen 
hat. 

 
b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der 

Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Vertragsan-
nahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu. 

 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil die 
einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem 
Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu. 

 
c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers wegen arglisti-

ger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwer-
den der Anfechtungserklärung zu. 

 
d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie verpflichtet, wenn das 

versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Inte-
resse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes 
künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine 
angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 

 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versi-
chert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der 
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt 
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
§ 8 Mehrfache Versicherung, Überversicherung 
 
1. Mehrfache Versicherung 
 
1.1 Anzeigepflicht bei mehreren 

Versicherern 
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist ver-
pflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mittei-
lung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben. 
 

1.2 Rechtsfolgen der Verletzung 
der Anzeigepflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr.1.1) vorsätzlich oder grob 
fahrlässig, ist der Versicherer unter den in § 5 beschriebenen Voraussetzungen zur Kün-
digung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht 
ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen 
Versicherung erlangt hat. 
 

1.3 Haftung und Entschädigung bei 
Mehrfachversicherung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und 
übersteigen die Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert oder ü-
bersteigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Ver-
sicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamt-
schaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 

 
b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für 

den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der 
Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm ent-
standenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei 
demselben Versicherer bestehen. 

 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungs-
verträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus 
dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen 
insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, 
aus denen die Prämien errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der An-
spruch in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädi-
gung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

 
c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlos-

sen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in 
dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 

 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
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1.4 Beseitigung der Mehrfachversi-
cherung 

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung ent-
standen ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlos-
sen, kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die 
Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den Teilbe-
trag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und 
Anpassung der Prämie werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem 
Versicherer zugeht. 

 
b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung da-

durch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der 
Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsver-
träge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann 
der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versiche-
rungssummen und der Prämien verlangen. 

 
2. Überversicherung 
 
2.1 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so 

kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Be-
seitigung der Überversicherung die Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herab-
gesetzt wird. Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe der Prämie der 
Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von 
vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 
 

2.2 Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich da-
durch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem 
Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
 

§ 9 Entschädigungsberechung; Unterversicherung 
 
1. Entschädigungsberechnung; 

Haftzeit 
a) Ersetzt wird der Mietausfall längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem die Räume wieder 

benutzbar sind. Behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen bleiben unberück-
sichtigt. 

 
b) Endet das Mietverhältnis infolge des Sachschadens und sind die Räume trotz An-

wendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wiederherstellung 
nicht zu vermieten, wird der Mietausfall bis zur Neuvermietung über diesen Zeitpunkt 
hinaus ersetzt, höchstens jedoch für die Dauer von 3 Monaten. 

 
c) Mietverlust wird höchstens für die Dauer von 12 Monaten seit dem Eintritt des Versi-

cherungsfalles ersetzt, soweit nichts anderes vereinbart ist (Haftzeit). 
 

2. Unterversicherung Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles, so besteht Unterversicherung. Im Fall der Unterversicherung 
wird die Entschädigung nach Nr. 1 in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum Ver-
sicherungswert nach folgender Berechnungsformel gekürzt: 
 
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch 
den Versicherungswert. 
 

§ 10 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall 
 
1. Obliegenheiten bei und nach 

Eintritt des Versicherungsfalls 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
 

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen; 
bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, 

unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch - anzuzeigen; 
cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung - ggf. auch 

mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten; 
dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für ihn 

zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte 
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Poli-
zei anzuzeigen; 

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden ge-
kommenen Sachen einzureichen; 

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die 
beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben worden sind. Sind Ver-
änderungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung 
durch den Versicherer aufzubewahren; 

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede  Auskunft – auf Verlangen in 
Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des 
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Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Unter-
suchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten 

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billi-
gerweise zugemutet werden kann; 

jj) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder sonstige aufgebotsfä-
hige Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten und etwaige 
sonstige Rechte zu wahren, insbesondere abhanden gekommene Sparbücher 
und andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren zu lassen. 

 
b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so 

hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nummer 2 a)ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm 
dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist. 

 
2. Leistungsfreiheit bei Obliegen-

heitsverletzung 
a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 vorsätzlich, so ist der 

Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung 
der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen. 

 
b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer jedoch 

zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versi-
cherers ursächlich ist. 

 
c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalles beste-

hende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann voll-
ständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 
§ 11 Besondere Verwirkungsgründe 
 
1. Vorsätzliche oder grob fahrläs-

sige Herbeiführung des Versi-
cherungsfalles 

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der 
Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. 

 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes 
in der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbei-
führung des Schadens als bewiesen. 

 
b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versi-

cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

 
2. Arglistige Täuschung nach Ein-

tritt des Versicherungsfalles 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer 
den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschä-
digung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. 
 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen 
den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten 
die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen. 
 

§ 12 Sachverständigenverfahren 
 
1. Feststellung der Schadenhöhe Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, dass die 

Höhe des Schadens in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 
 
Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und Versicherungsnehmer 
auch gemeinsam vereinbaren. 
 

2. Weitere Feststellungen Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen 
zum Versicherungsfall ausgedehnt werden. 
 

3. Verfahren vor Feststellung Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
 
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen.  

Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die andere unter Angabe 
des von ihr genannten Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sach-
verständigen zu benennen. 
Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der 
Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Scha-
denort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. 
In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese 
Folge hinzuweisen. 

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber 
des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; 
ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder 
mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht. 



  

ABM 7.0 (01.2008)  11  

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen 
dritten Sachverständigen als Obmann. 
Die Regelung unter b) gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch 
die Sachverständigen. 
Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei 
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt. 

 
4. Feststellung Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten 

 
a) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten und den versicherten Miet-

ausfallschaden, 
b) ob und in welcher Weise Umstände vorliegen, welche den versicherten Mietausfall-

schaden beeinflussen. 
 

5. Verfahren nach Feststellung Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Wei-
chen die Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der Versiche-
rer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punk-
te innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und 
übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 
 
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für die Vertragspar-
teien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen 
Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet 
der Versicherer die Entschädigung. 
 
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. 
Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wol-
len oder sie verzögern. 
 

6. Kosten Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverstän-
digen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 
 

7. Obliegenheiten Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers nicht berührt. 
 

§ 13 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
 
1. Fälligkeit der Entschädigung Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde 

und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind. 
 
Wenn es nach Ablauf eines Monats seit Beginn der Unterbrechung und nach Ablauf je-
des weiteren Monats möglich ist, den Betrag festzustellen, den der Versicherer für die 
verflossene Zeit der Unterbrechung mindestens zu vergüten hat, kann der Versiche-
rungsnehmer verlangen, dass ihm dieser Betrag in Anrechnung auf die Gesamtleistung 
gezahlt wird. 
 

2. Verzinsung Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende 
Zinspflicht besteht: 
 
a) Die Entschädigung ist ab Ende der Haftzeit oder ab dem Zeitpunkt, von dem an ein 

Mietausfallschaden nicht mehr entsteht zu verzinsen; maßgebend ist der frühere Zeit-
punkt. 

b) Der Zinssatz beträgt 4 Prozent pro Jahr. 
c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 
 

3. Hemmung Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2 a) ist der Zeitraum nicht zu be-
rücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädi-
gung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 
 

4. Aufschiebung der Zahlung Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer 

oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft. 
 

§ 14 Repräsentanten 
 
 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsen-

tanten zurechnen lassen. 
 

§ 15 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall 
 
1. Kündigungsrecht Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versi-

cherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der 
anderen Vertragspartei spätestens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der 
Entschädigung zugegangen sein. 
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2. Kündigung durch Versiche-
rungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim 
Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kün-
digung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versi-
cherungsperiode, wirksam wird. 
 

3. Kündigung durch Versicherer Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versiche-
rungsnehmer wirksam. 
 

§ 16 Anzeigen / Willenserklärungen 
 
1. Form Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag nicht etwas 

anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzei-
gen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Ver-
sicherer erfolgen, in Textform abzugeben. 
 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die 
im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle ge-
richtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und An-
zeigen bleiben unberührt. 
 

2. Nichtanzeige einer Anschriften- 
bzw. Namensänderung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mit-
geteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber ab-
zugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versiche-
rer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer nicht angezeigten 
Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zu-
gegangen. 
 

3. Nichtanzeige der Verlegung der 
gewerblichen Niederlassung 

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines Gewerbebe-
triebs abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die 
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung. 
 

§ 17 Agentenvollmacht 
 
1. Erklärungen des Versiche-

rungsnehmers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebe-
ne Erklärungen entgegenzunehmen betreffend 
 
a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages, 
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung, 
c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und während des 

Versicherungsverhältnisses. 
 

2. Erklärungen des Versicherers Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versi-
cherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 
 

3. Zahlungen an den Versiche-
rungsvertreter 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versicherungs-
nehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. 
 
Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gel-
ten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Fol-
ge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 
 

§ 17 a Verjährung 
 
 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 

 
Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist 
und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, 
zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Text-
form mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit, soweit 
dieser Zeitraum nach Beginn der Verjährung liegt. 
 

§ 18 Gerichtsstand 
 
1. Klagen gegen den Versicherer 

oder Versicherungsvermittler 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung ist neben 
den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung (ZPO) auch das Gericht örtlich zuständig, 
in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, 
in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 

2. Klagen gegen Versicherungs-
nehmer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung gegen den 
Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung 
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 

§ 19 Anzuwendendes Recht 
 



  

ABM 7.0 (01.2008)  13  

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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Allgemein gültige Klauseln zu den ABM 89 
 
 
 Neben den Allgemeinen Bedingungen für die Mietverlustversicherung (ABM 89) liegen

dem Vertrag ebenfalls die im Folgenden aufgeführten Klauseln zugrunde: 
 

8810 Schäden durch Hagel 
 
 1. Die Versicherung gegen Mietverlust durch Sturm gemäß § 1 Nr. 1 c) ABM 89 erstreckt 

sich auch auf Schäden durch Hagel. Dabei brauchen die Voraussetzungen von § 1 
Nr. 7 ABM 89 nicht gegeben zu sein. 

 
2. Versicherungsschutz besteht auch, wenn die Öffnung im Sinne von § 2 Nr. 4 c) ABM 

89 durch Hagel entstanden ist. 
 

8812 Bestimmungswidriger Wasseraustritt aus Sprinklern 
 
 1. Abweichend von § 2 Nr. 3 c ABM 89 leistet der Versicherer Entschädigung für Mietver-

lust, wenn Wasser aus Sprinklern bestimmungswidrig austritt. 
 
2. Ausgeschlossen sind Schäden, die durch Druckproben oder durch Umbauten oder 

Reparaturarbeiten an Gebäuden oder an der Sprinkleranlage verursacht werden. Zur
Sprinkleranlage gehören Sprinkler, Wasserbehälter, Verteilerleitungen, Ventile, A-
larmanlagen, Pumpenanlagen sowie sonstige Armaturen und Zuleitungsrohre, die 
ausschließlich dem Betrieb der Sprinkleranlage dienen. 

 
3. Der Versicherungsnehmer hat 
 

a) die Sprinkleranlage unverzüglich durch die Technische Prüfstelle des Verbandes
der Sachversicherer e.V. abnehmen oder revidieren zu lassen, falls dies nicht in-
nerhalb der letzten sechs Monate vor Vertragsschluss oder vor Abschluss dieser 
Vereinbarung bereits geschehen ist; 

b) die gesamte Anlage auf eigene Kosten halbjährlich durch die in a) genannte Prüf-
stelle prüfen zu lassen; 

c) Mängel, die bei Prüfungen gemäß a) oder b) festgestellt worden sind, durch eine 
anerkannte Installationsfirma beseitigen zu lassen und dem Versicherer hierüber
ein schriftliches Zeugnis zu übersenden. 

 
4. Die Rechtsfolgen von Verstößen gegen die Bestimmungen von Nr. 3 ergeben sich aus 

§§ 5 und 6 ABM 89. 
 

8813 Unbemannte Flugkörper 
 
 Abweichend von § 1 Nr. 1 ABM 89 leistet der Versicherer Entschädigung auch für Mietver-

lust, wenn der Schaden durch Anprall oder Absturz eines unbemannten Flugkörpers, sei-
ner Teile oder seiner Ladung entsteht. 
 

8884 Repräsentanteneigenschaft 
 
 Schließt der Versicherungsnehmer im Rahmen seines Gewerbes laufend eine Vielzahl

von Miet- oder Pachtverträgen ab, so sind die Mieter oder Pächter nicht Repräsentanten 
des Versicherungsnehmers. 
 

 
 
 
Besonders zu vereinbarende Klauseln zu den ABM 89 
 
 
 Neben den Allgemeinen Bedingungen für die Mietverlustversicherung (ABM 89) liegen

dem Vertrag, sofern beantragt, ebenfalls die im Folgenden aufgeführten Klauseln zugrun-
de: 
 

8821 Klima-, Wärmepumpen- und Solarheizungsanlagen 
 
 1. Als Leitungswasser im Sinne von § 1 Nr. 5 b ABM 89 gelten auch Wasser oder sonsti-

ge wärmetragende Flüssigkeiten wie Sole, Öle, Kühlmittel, Kältemittel und derglei-
chen, die aus Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen bestimmungswidrig 
ausgetreten sind. 

 
2. Bei der Versicherung von Gebäuden sind auch versichert 
 

a) innerhalb versicherter Gebäude 
– Frost- und sonstige Bruchschäden an den Rohren der in Nr. 1 genannten An-

lagen 
– Bruchschäden durch Frost an sonstigen Einrichtungen der in Nr. 1 genannten 

Anlagen 
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b) außerhalb versicherter Gebäude 
– Frost- und sonstige Bruchschäden an Rohren der in Nr. 1 genannten Anlagen, 

soweit diese Rohre der Versorgung der versicherten Gebäude oder Anlagen
dienen und sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden. 

 
8851 Verlängerte Mietverlustversicherung 
 
 1. Abweichend von § 4 ABM 89 bezieht sich die Versicherungssumme auf 24 Monate. 

 
2. Abweichend von § 9 ABM 89 wird der Mietverlust höchstens für den vereinbarten Zeit-

raum ersetzt. 
 

8890 Weitere Elementarschäden 
 
 1. Neben § 1 Nr. 1 c und abweichend von § 2 Nr. 4 b ABM 89 leistet der Versicherer

auch Entschädigung für versicherten Mietverlust, der durch 
 

a) Überschwemmung des Versicherungsortes 
b) Rückstau 
c) Erdbeben 
d) Erdfall 
e) Erdrutsch 
f) Schneedruck 
g) Lawinen 
h) Vulkanausbruch 

 
verursacht wird. 

 
2. Überschwemmung ist eine Überflutung des Grund und Bodens des Versicherungsor-

tes, auf dem das im Versicherungsvertrag bezeichnete Gebäude steht ,durch 
 

a) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern; 
b) Witterungsniederschläge. 

 
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch 

 
a) Sturmflut; 
b) Grundwasser. 

 
3. Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdischen (stehenden o-

der fließenden) Gewässern oder durch Witterungsniederschläge bestimmungswidrig
aus dem Rohrsystem des versicherten Gebäudes oder dessen zugehörigen Einrich-
tungen austritt. 

 
4. Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die durch geophysika-

lische Vorgänge im Erdinnern ausgelöst wird. 
 

Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
 

a) die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der Umgebung des Versiche-
rungsortes Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso wi-
derstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat oder 

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des Gebäudes, in dem sich die
versicherten Sachen befunden haben, nur durch ein Erdbeben entstanden sein
kann. 

 
4. Erdfall ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens über natürlichen Hohlräu-

men. 
 
5. Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abgleiten oder Abstürzen von Gesteins- oder Erd-

massen. 
 
6. Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee– oder Eismassen. 
 
7. Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee– oder Eismassen. 
 
8. Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen der Erdkruste, ver-

bunden mit Lavaergüssen, Asche-Eruptionen oder dem Ausströmen von sonstigen 
Materialien und Gasen. 

 
9. In Ergänzung von § 6 ABM 89 hat der Versicherungsnehmer alle notwendigen und 

zumutbaren Vorkehrungen gegen Elementarschäden zu treffen. Insbesondere sind
zur Vermeidung von Überschwemmungsschäden wasserführende Anlagen auf dem 
Versicherungsgrundstück freizuhalten und Rückstausicherungen gemäß der jeweils 
geltenden Landesbauordnung stets funktionsbereit zu halten. 

 
8. Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag einschließlich
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Aufwendungsersatz gemäß § 83 VVG wird je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt 
von 2.500 Euro gekürzt. 

 
8881 Führung 
 
 Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versi-

cherungsnehmers für alle beteiligten Versicherer entgegenzunehmen. 
 

8882 Prozessführung 
 
 Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer die gleichen sind, ist 

folgendes vereinbart: 
 
1. Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag seine Ansprüche

nur gegen den führenden Versicherer und nur wegen dessen Anteil gerichtlich geltend
machen. 

 
2. Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden Versicherer rechtskräf-

tig gewordene Entscheidung sowie die von diesem mit dem Versicherungsnehmer
nach Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche als auch für sich verbindlich an. 

 
3. Falls der Anteil des führenden Versicherers die Berufungs- oder Revisionssumme 

nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer berechtigt und auf Verlangen des führen-
den oder eines mitbeteiligten Versicherers verpflichtet, die Klage auf einen zweiten,
erforderlichenfalls auf weitere Versicherer auszudehnen, bis diese Summe erreicht ist. 
Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so gilt Nr. 2 nicht. 

 
8883 Makler 
 
 Der den Versicherungsvertrag bedeutende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und Wil-

lenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den Mak-
lervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten. 
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Allgemeine Bedingungen für die Bauleistungsversicherung von Gebäudeneubauten 
durch Auftraggeber (ABN 96) 
 
 
Abschnitt „A“ 
 
§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen 
§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden 
§ 3 Versicherte Interessen 
§ 4 Versicherungsort 
§ 5 Versicherungswert; Versicherungssumme; Unterversicherung 
§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten 
§ 7 Umfang der Entschädigung 
§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
§ 9 Sachverständigenverfahren 
 
Abschnitt „B“ 
 
§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsabschluss 
§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; Folgen verspäteter Zahlungen oder Nichtzahlungen der Einmal- oder Erstprämie; 

Prämienberechnung 
§ 3 Ende des Vertrages; Ende des Versicherungsschutzes 
§ 4 Folgeprämie 
§ 5 Lastschriftverfahren 
§ 6 Ratenzahlung 
§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
§ 9 Gefahrerhöhung 
§ 10 Überversicherung 
§ 11 Mehrere Versicherer 
§ 12 Versicherung für fremde Rechnungen 
§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen 
§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
§ 16 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderungen 
§ 17 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
§ 18 Verjährung 
§ 19 Zuständiges Gericht 
§ 20 Anzuwendendes Recht 
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Abschnitt A 
 
§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen 
 
1. Versicherte Sachen Versichert sind alle Lieferungen und Leistungen für das im Versicherungsvertrag bezeich-

nete Bauvorhaben (Neubau oder Umbau eines Gebäudes einschließlich dazugehöriger 
Außenanlagen). 
 

2. Zusätzlich versicherbare Sachen Nur wenn dies besondert vereinbart ist, sind zusätzlich versichert 
 
a) Medizinisch-technische Einrichtungen und Laboreinrichtungen; 
 
b) Stromerzeugungsanlagen, Datenverarbeitungs- und sonstige selbstständige elektroni-

sche Anlagen; 
 
c) Bestandteile von unverhältnismäßig hohem Kunstwert; 
 
d) Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe; 
 
e) Baugrund und Bodenmassen, soweit sie nicht Bestandteil der Lieferungen und Leis-

tungen sind; 
 
f) Altbauten, die nicht Bestandteil der Lieferungen und Leistungen sind. 
 

3. Nicht versicherte Sachen Nicht versichert sind 
 
a) Wechseldatenträger; 
 
b) bewegliche und sonstige nicht als wesentliche Bestandteile einzubauende Einrich-

tungsgegenstände; 
 
c) maschinelle Einrichtungen für Produktionszwecke; 
 
d) Baugeräte einschließlich Zusatzeinrichtungen wie Ausrüstungen, Zubehör und Ersatz-

teile; 
 
e) Kleingeräte und Handwerkzeuge; 
 
f) Vermessungs-, Werkstatt-, Prüf-, Labor- und Funkgeräte sowie Signal- und Siche-

rungsanlagen; 
 
g) Stahlrohr- und Spezialgerüste, Stahlschalungen, Schalwagen und Vorbaugeräte, fer-

ner Baubüros, Baubuden, Baucontainer, Baubaracken, Werkstätten, Magazine, La-
bors und Gerätewagen; 

 
h) Fahrzeuge aller Art; 
 
i) Akten, Zeichnungen und Pläne; 
 
j) Gartenanlagen und Pflanzen. 
 

§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden 
 
1. Versicherte Gefahren und Schäden Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintretende Beschädigungen 

oder Zerstörungen an versicherten Sachen (Sachschaden). 
 
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Auftraggeber oder die beauftragten Unterneh-
men oder deren Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch  mit dem 
jeweils erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen müssen, wobei nur grobe Fahrläs-
sigkeit schadet. 
 

2. Zusätzlich versicherbare Ge-
fahren und Schäden 

Nur wenn dies besonders vereinbart ist, leistet der Versicherer Entschädigung für 
 
a) Verluste durch Diebstahl mit dem Gebäude fest verbundener versicherter Bestandtei-

le. 
 
b) Schäden durch Brand, Blitzschlag oder Explosion, Anprall oder Absturz eines Luft-

fahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung; 
 
c) Schäden durch Gewässer und/oder durch Grundwasser, das durch Gewässer beein-

flusst wird, infolge von 
 

aa) ungewöhnlichem Hochwasser; 
 

bb) außergewöhnlichem Hochwasser. 
 

3. Nicht versicherte Schäden Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
 
a) Mängel der versicherten Lieferungen und Leistungen sowie sonstiger versicherter Sa-
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chen; 
 
b) Verluste von versicherten Sachen, die nicht mit dem Gebäude fest verbunden sind; 
 
c) Schäden an Glas-, Metall- oder Kunststoffoberflächen sowie an Oberflächen vorge-

hängter Fassaden durch eine Tätigkeit an diesen Sachen. 
 

4. Nicht versicherte Gefahren und 
Schäden 

Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für 
Schäden 
 
a) durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers oder dessen 

Repräsentanten; 
 
b) durch normale Witterungseinflüsse, mit denen wegen der Jahreszeit und der örtlichen 

Verhältnisse gerechnet werden muss; 
 

Entschädigung wird jedoch geleistet, wenn der Witterungsschaden infolge eines ande-
ren entschädigungspflichtigen Schadens entstanden ist; 

 
der Ausschluss nach 4 b) Satz 1 gilt nicht für Schäden durch Frost; 

 
c) durch normale Wasserführung oder normale Wasserstände von Gewässern; 
 
d) durch nicht einsatzbereite oder ausreichend redundante Anlagen zur Wasserhaltung. 

Redundant sind die Anlagen, wenn sie die Funktion einer ausgefallenen Anlage ohne 
zeitliche Verzögerung übernehmen kann und über eine unabhängige Energieversor-
gung verfügt; 

 
e) während und infolge einer Unterbrechung der Arbeiten auf dem Baugrundstück oder 

einem Teil davon von mehr als 3 Monate; 
 
f) durch Baustoffe, die durch eine zuständige Prüfstelle beanstandet oder vorschrifts-

widrig noch nicht geprüft wurden; 
 
g) durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand 

oder innere Unruhen; 
 
h) durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. 
 

§ 3 Versicherte Interessen 
 
 1. Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers (Bauherr oder sonstiger Auf-

traggeber). 
 
2. Versichert ist das Interesse aller Unternehmer, die an dem Vertrag mit dem Auftrag-

geber beteiligt sind, einschließlich der Subunternehmer, jeweils mit ihren Lieferungen 
und Leistungen. 

 
3. Ansprüche, die dem Versicherungsnehmer oder einem versicherten Unternehmer in 

Zusammenhang mit einem entschädigungspflichtigen Schaden zustehen, gehen auf 
den Versicherer, wenn nicht etwas anderes vereinbart ist, auch dann über, wenn sie 
sich gegen einen anderen Versicherten richten. 

 
§ 4 Versicherungsort 
 
 Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes. Versicherungsort 

sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten räumlichen Bereiche. 
 
Soweit vereinbart, besteht Versicherungsschutz auch auf den Transportwegen zwischen 
den im Versicherungsvertrag bezeichneten räumlich getrennten Bereichen. 
 

§ 5 Versicherungswert; Versicherungssumme; Unterversicherung 
 
1. Versicherungswert a) Der Versicherungswert sind die endgültigen Herstellungskosten für das gesamte ver-

sicherte Bauvorhaben einschließlich der Stundenlohnarbeiten, der Eigenleistungen 
des Bauherrn und des Neuwertes der Baustoffe und Bauteile sowie hierfür anfallende 
Kosten für Anlieferung und Abladen. 

 
Ist die Versicherung von weiteren Sachen vereinbart, so ist deren Versicherungswert 
der Neuwert. 

 
b) Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Umsatz-

steuer einzubeziehen. 
 
c) Nicht berücksichtigt werden 
 

aa) Grundstücks- und Erschließungskosten; 
 

bb) Baunebenkosten, wie Makler-, Architekten- und Ingenieurgebühren, Finanzie-



4 ABN 96  7.0 (01.2008) 

rungskosten und behördliche Gebühren. 
 

2. Versicherungssumme  Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer im Ein-
zelnen vereinbarte Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll. 
 
Zu Beginn des Versicherungsschutzes wird für die versicherten Lieferungen und Leistun-
gen eine vorläufige Versicherungssumme in Höhe des zu erwartenden Versicherungswer-
tes vereinbart. 
 
Nach Ende des Versicherungsschutzes ist die Versicherungssumme auf Grund eingetre-
tener Veränderungen endgültig festzusetzen. Hierzu sind dem Versicherer Originalbelege 
vorzulegen, z.B. die Schlussrechnung. 
 
Die endgültige Versicherungssumme hat dem Versicherungswert zu entsprechen. 
 

3. Unterversicherung Unterversicherung besteht, wenn 
 
a) die Versicherungssumme für Lieferungen und Leistungen ohne Einverständnis des 

Versicherers nicht im vollen Umfang gebildet worden ist; 
 
b) für weitere versicherte Sachen der Versicherungswert zur Zeit des Eintrittes des Ver-

sicherungsfalles höher als die Versicherungssumme ist. 
 

§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten 
 
1. Aufwendungen zur Abwendung 

und Minderung des Schadens 
a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei Ein-

tritt des Versicherungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des 
Schadens für geboten halten durfte. 

 
b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen 

betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position; 
dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind. 

 
c) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Insti-

tutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese 
Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden. 

 
d) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erforderlichen Betrag auf Verlangen 

des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 
 

2. Kosten für die Wiederherstel-
lung von Daten 

a) Versichert sind Kosten für die Wiederherstellung von Daten des Betriebssystems, wel-
che für die Grundfunktion der versicherten Sache notwendig sind, sofern der Verlust, 
die Veränderung oder die Nichtverfügbarkeit der Daten infolge eines dem Grunde 
nach versicherten Schadens an dem Datenträger eingetreten ist, auf dem diese Daten 
gespeichert waren. 

 
b) Andere Daten sind nur nach besonderer Vereinbarung versichert. 
 
c) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen 

betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position. 
 

3. Zusätzliche Kosten Soweit vereinbart, sind über die Wiederherstellungskosten hinaus die nachfolgend ge-
nannten Kosten bis zur Höhe der jeweils hierfür vereinbarten Versicherungssumme auf 
erstes Risiko versichert. Die jeweils vereinbarte Versicherungssumme vermindert sich 
nicht dadurch, dass eine Entschädigung geleistet wird. 
 
a) Schadensuchkosten; 
 
b) zusätzliche Aufräumungskosten für den Fall, dass infolge von Aufräumungskosten die 

Versicherungssumme überschritten wird; 
 
c) Baugrund und Bodenmassen, soweit sie nicht Bestandteil der Bauleistung sind. 
 

§ 7 Umfang der Entschädigung 
 
1. Wiederherstellungskosten a) Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe der Kosten, die aufgewendet werden 

müssen, um einen Zustand wiederherzustellen, der dem Zustand unmittelbar vor Ein-
tritt des Schadens technisch gleichwertig ist. 

 
Der Zeitwert von Resten und Altteilen wird angerechnet. 

 
Bei Totalschäden an versicherten Hilfsbauten und Bauhilfsstoffen leistet der Versiche-
rer Entschädigung für das Material nur in Höhe des Zeitwertes. 

 
b) Führt ein Mangel zu einem entschädigungspflichtigen Schaden, so leistet der Versi-

cherer Entschädigung unter Abzug der Kosten, die zusätzlich aufgewendet werden 
müssen, damit der Mangel nicht erneut entsteht. 
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c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
 

aa) Vermögensschäden; 
 

bb) Schadensuchkosten und zusätzliche Aufräumungskosten, soweit nicht besondere 
Versicherungssummen vereinbart sind; 

 
cc) Mehrkosten durch Änderung der Bauweise, durch Verbesserungen gegenüber 

dem Zustand unmittelbar vor Eintritt des Schadens, durch behelfsmäßige Maß-
nahmen oder durch Luftfracht. 

 
2. Kosten der Wiederherstellung, 

die zu Lasten eines versicher-
ten Unternehmers gehen 

a) Bei Schäden, die zu Lasten eines versicherten Unternehmers gehen, der die Bauleis-
tung ausgeführt hat, leistet der Versicherer für die Kosten für Wiederherstellung in ei-
gener Regie des Unternehmers Entschädigung ohne Zuschläge für 

 
aa) Wagnis und Gewinn; 

 
bb) nicht schadenbedingte Baustellengemeinkosten; 

 
cc) allgemeine Geschäftskosten. 

 
Dies gilt auch für Eigenleistungen des Bauherrn. 

 
b) Wird nach dem Leistungsverzeichnis abgerechnet, so werden _ Prozent der Preise 

ersetzt, die in dem Bauvertrag vereinbart oder auf gleicher Grundlage ermittelt worden 
sind. 

 
Durch diesen vom Hundertsatz ist der Ausschluss von Zuschlägen gemäß Nr. 2 a) aa 
bis b) cc berücksichtigt. 

 
c) Unabhängig von den Preisen des Bauvertrages kann über die Wiederherstellungskos-

ten nur mit Zustimmung des Versicherers abgerechnet werden, die jedoch erteilt wer-
den muss, wenn der versicherte Unternehmer sie aus wichtigem Grund verlangt. 

 
d) Soweit über Stundenlohnarbeiten unabhängig von den Preisen des Bauvertrages ab-

gerechnet werden kann, sind zu ersetzen 
 

aa) die für die Baustelle geltenden tariflichen Stundenlöhne für Bau-, Montage- und 
Werkstattarbeiten zuzüglich tariflicher Zulagen für Erschwernis, Schmutzarbeit 
usw.; 

 
bb) tarifliche Zuschläge für Überstunden, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten, 

soweit solche Zuschläge in den Herstellungskosten enthalten sind, und soweit der 
Ersatz dieser Kosten außerdem besonders vereinbart ist; 

 
cc) Zuschläge auf die Beträge gemäß Nr. 2 d) aa und d) bb, und zwar in Höhe von _ 

Prozent, wenn nicht ein anderer Satz vereinbart ist; 
 

dd) notwendige und schaden-bedingte Lohnnebenkosten, soweit sie in der Versiche-
rungssumme enthalten sind; 

 
ee) übertarifliche Lohnanteile und Zulagen, soweit solche Kosten als Teil der Herstel-

lungskosten in der Versicherungssumme enthalten sind; 
 

ff) Zuschläge auf die Beträge gemäß Nr. 2 d) dd und 2 d) ee, auf Beträge gemäß Nr. 
2 d) dd jedoch nur, soweit sie lohnsteuerpflichtig sind; der Zuschlag beträgt _ Pro-
zent, wenn nicht ein anderer Satz vereinbart ist. 

 
e) Soweit ein versicherter Unternehmer über das Vorhalten eigener Baugeräte für die 

Zeit ihres Einsatzes zwecks Beseitigung des Schadens unabhängig von den Preisen 
des Bauvertrages abrechnen kann, sind zu ersetzen. 

 
aa) _ Prozent der mittleren Abschreibungs- und Verzinsungssätze gemäß der durch 

den Hauptverband der Deutschen Bauindustrie herausgegebenen “Baugeräteliste” 
in ihrer jeweils neuesten Fassung; 

 
bb) entstandene Kosten für Betriebs- und Schmierstoffe. 

 
Damit sind die Kosten für Abschreibung und Verzinsung sowie für Reparaturen der 
Baugeräte abgegolten. 

 
f) Soweit über Transporte unabhängig von den Preisen des Bauvertrages abgerechnet 

werden kann, sind die angemessenen ortsüblichen Kosten zu ersetzen. 
 

Mehrkosten für Eil- und Expressfrachten werden nur ersetzt, soweit dies besonders 
vereinbart ist. 

 
g) Für Stundenlohnarbeiten sind prüfungsfähige Unterlagen vorzulegen. Aus diesen Un-

terlagen müssen sich ergeben: 
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aa) Art, Zweck und Dauer jeder Arbeitsleistung; 

 
bb) die Höhe der tariflichen Stundenlohnsätze; 

 
cc) Art und Höhe etwaiger Lohnzulagen nach Nr. 2 d) aa und Lohnnebenkosten 

nach Nr. 2 d), dd; 
 

dd) die Höhe der übertariflichen Löhne und Zulagen sowie der Zuschläge für Über-
stunden, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, soweit sie nach Nr. 2 d) bb und 2 
d) ee entschädigungspflichtig sind. 

 
h) Durch die Zuschläge nach Nr. 2 d) cc sind abgegolten: 
 

aa) lohnabhängige Kosten, insbesondere für tarifliche und gesetzliche soziale Auf-
wendungen, sowie vermögenswirksame Arbeitgeberzulagen; 

 
bb) Kosten für Löhne und Gehälter aller Personen, die an der Wiederherstellung und 

Aufräumung nur mittelbar beteiligt sind; die Arbeiten von Meistern und Polieren 
werden wie Stundenlohnarbeiten gemäß Nr. 2 d) aa berücksichtigt; 

 
cc) Kosten für die Beförderung von Personen zur Baustelle und zurück, soweit sie 

nicht Lohnnebenkosten gemäß Nr. 2 d) dd sind; 
 

dd) alle sonstigen schadenbedingten Gemeinkosten, z. B. Bürokosten; 
 

ee) Kosten infolge betrieblicher Störungen und dergleichen; 
 

ff) Kosten für Bauplatzanlagen, ferner für Nebenfrachten und für Nebenstoffe in ge-
ringen Mengen; 

 
gg) Kosten für das Vorhalten von Handwerkzeugen, Kleingeräten und Gerüsten mit 

einer Arbeitsbühne bis zu 2 m Höhe; 
 

hh) Kosten für Einrichtung und Betrieb der Werkstatt (einschließlich Gehaltskosten) 
sowie für das Vorhalten der Werkstatteinrichtung; 

 
ii) Aufwendungen für Verbrauchsstoffe in der Werkstatt. 

 
3. Wiederherstellungskosten 

durch Lieferungen und Leistun-
gen Dritter 

a) Lieferungen und Leistungen Dritter kann der versicherte Unternehmer für Material und 
in Ausnahmefällen mit Zustimmung des Versicherers auch sonst in Anspruch nehmen.

 
b) Unter dieser Voraussetzung leistet der Versicherer Entschädigung für den Rech-

nungsbetrag in den vereinbarten Grenzen sowie außerdem pauschal für schadenbe-
dingte Geschäftskosten des versicherten Unternehmers, und zwar bei einem Rech-
nungsbetrag 

 
aa) bis zu  2.500 € in Höhe von 5 Prozent dieses Betrages; 

 
bb) von mehr als 2.500 € in Höhe von 5 Prozent aus 2.500 € zuzüglich 3 Prozent des 

Mehrbetrages. 
 

4. Kosten der Wiederherstellung, 
die nicht zu Lasten eines versi-
cherten Unternehmers gehen 

Bei Schäden, die nicht zu Lasten eines versicherten Unternehmers gehen, der die Bau-
leistung ausgeführt hat, gelten als entschädigungspflichtige Wiederherstellungs- kosten 
nur Aufwendungen für Lieferungen und Leistungen Dritter, und zwar in dem Umfang, in 
dem die Rechnungsbeträge schadenbedingt und der Höhe nach angemessen sind. An-
gemessen sind in der Regel die Sätze des Leistungsverzeichnisses. Ist der Auftraggeber 
zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Mehrwertsteuer in die Entschädigung ein-
zubeziehen. 
 

5. Weitere Kosten Weitere Kosten, die infolge eines ersatzpflichtigen Schadens über die Wiederherstel-
lungskosten hinaus aufgewendet werden müssen, ersetzt der Versicherer im Rahmen der 
hierfür vereinbarten Versicherungssummen. 
 

6. Grenze der Entschädigung Grenze der Entschädigung ist jede der vereinbarten Versicherungssummen. 
 

7. Entschädigungsberechnung bei 
Unterversicherung 

Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des nach Nr. 1 bis 6 ermittelten Betra-
ges ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält, wie die Versicherungssumme zu dem 
Versicherungswert. 
 

8. Selbstbehalt Der nach Nr. 1 bis 7 ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten 
Selbstbehalt gekürzt. 
 
Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt jeweils einzeln abgezogen. 
 

§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
 
1. Fälligkeit der Entschädigung Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und 

zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind. 
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Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als 
Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 
 

2. Verzinsung Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende 
Zinspflicht besteht: 
 
a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des 

Schadens geleistet wird – ab Fälligkeit zu verzinsen. 
 
b) Der Zinssatz beträgt 4 Prozent, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund ein hö-

herer Zins zu zahlen ist. 
 
c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 
 

3. Hemmung Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und 2 a) ist der Zeitraum nicht zu berück-
sichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung 
nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 
 

4. Aufschiebung der Zahlung Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; 
 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer 

oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft. 
 

5. Abtretung des Entschädi-
gungsanspruches 

Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit Zustimmung des Versicherers 
abgetreten werden. Die Zustimmung muss erteilt werden, wenn der Versicherungsnehmer 
sie aus wichtigem Grund verlangt. 
 

§ 9 Sachverständigenverfahren 
 
1. Feststellung der Schadenhöhe Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, dass der 

Schaden in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 
 
Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und Versicherungsnehmer 
auch gemeinsam vereinbaren. 
 

2. Weitere Feststellungen Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum 
Versicherungsfall ausgedehnt werden. 
 

3. Verfahren vor Feststellung Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
 
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die ih-

ren Sachverständigen benannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr ge-
nannten Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen zu 
benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für 
den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung durch 
den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen. 

 
b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber 

des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; 
ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder 
mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht. 

 
c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen 

dritten Sachverständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend für die 
Benennung eines Obmannes durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sachver-
ständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den Scha-
denort zuständige Amtsgericht ernannt. 

 
4. Feststellung Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 

 
a) die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeitpunkt, von dem an der Sach-

schaden für den Versicherungsnehmer nach den anerkannten Regeln der Technik 
frühestens erkennbar war; 

 
b) den Umfang der Beschädigung und der Zerstörung, insbesondere 
 

aa) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und beschädigten versi-
cherten Sachen mit deren Werten unmittelbar vor dem Schaden sowie deren 
Neuwerten zur Zeit des Schadens; 

 
bb) die für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in den Zustand vor Scha-

deneintritt erforderlichen Kosten; 
 

cc) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen; 
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c) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten. 
 

5. Verfahren nach Feststellung Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Wei-
chen die Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der Versiche-
rer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punk-
te innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und 
übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 
 
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für die Vertragspartei-
en verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sach-
lage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der 
Versicherer die Entschädigung. 
 
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. 
Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wol-
len oder sie verzögern. 
 

6. Kosten Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverstän-
digen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 
 

7. Obliegenheiten Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers nicht berührt. 
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Abschnitt B 
 
 
§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 
 
 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer 

alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform 
gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar-
ten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflich-
tet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer Fragen 
in Textform im Sinne des Satzes 1 stellt. 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Abs. 1, so kann der Versi-
cherer nach Maßgabe der §§ 19-21 VVG vom Vertrag zurücktreten, kündigen oder eine 
Vertragsänderung vornehmen. Der Versicherer kann nach § 21 Abs. 2 VVG auch leis-
tungsfrei sein. 
 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind 
gemäß § 20 VVG sowohl die Kenntnis und Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis 
und Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. 
 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach § 22 VVG wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt. 
 

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Einmal- oder 
Erstprämie; Prämienberechnung 

 
1. Beginn des Versicherungs-

schutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelung in Nr. 3 zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt. 
 

2. Fälligkeit der ersten oder ein-
maligen Prämie 

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerruf-
rechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 
 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist die ers-
te oder einmalige Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. 
 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder von getrof-
fenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen Monat 
nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
 
Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als erste Prämie. 
 

3. Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung der Erst- o-
der Einmalprämie 

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeits-
zeitpunkt gezahlt, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 37 VVG berechtigt, vom Ver-
trag zurückzutreten oder auch leistungsfrei. 
 

4. Prämienberechnung Die Prämie wird zunächst aus den vorläufigen und nach Ende des Versicherungsschutzes 
aus den endgültigen Versicherungssummen berechnet. Ein Differenzbetrag ist nach zu 
entrichten oder zurück zu gewähren. 
 

§ 3 Ende des Vertrages; Ende des Versicherungsschutzes 
 
1. Ende des Vertrages Der Vertrag endet mit dem Ende des Versicherungsschutzes. 

 
2. Ende des Versicherungsschut-

zes 
Der Versicherungsschutz endet 
 
a) mit der Bezugsfertigkeit oder 
 
b) nach Ablauf von sechs Werktagen seit Beginn der Benutzung oder 
 
c) mit dem Tage der behördlichen Gebrauchsabnahme. 
 
Maßgebend ist der früheste dieser Zeitpunkte. Für Restarbeiten besteht weiterhin Versi-
cherungsschutz. 
 
Liegen vorstehende Voraussetzungen nur für eines von mehreren Bauwerken oder für ei-
nen Teil eines Bauwerkes vor, so endet der Versicherungsschutz für dieses von mehreren 
Bauwerken oder für diesen Teil eines Bauwerkes. 
 
Der Versicherungsschutz endet spätestens zu dem im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitpunkt. Vor Ende des Versicherungsschutzes kann der Versicherungsnehmer die Ver-
längerung des Versicherungsschutzes beantragen. 
 

3. Ende des Versicherungsschut-
zes für versicherte Unterneh-

Der Versicherungsschutz eines versicherten Unternehmers endet mit dem Zeitpunkt, in 
dem die Bauleistung oder Teile davon abgenommen werden oder nach dem Bauvertrag 
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mer als abgenommen gelten oder in dem der Auftraggeber in Abnahmeverzug gerät. 
 
Für Baustoffe und Bauteile endet der Versicherungsschutz abweichend von Satz 1 einen 
Monat nach dem Ende des Versicherungsschutzes für die zugehörige Bauleistung; das 
gleiche gilt für versicherte Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe. 
 
Der Versicherungsschutz endet jedoch spätestens mit dem in Nummer 2 genannten Zeit-
punkt. 
 

§ 4 Folgeprämie 
 
 Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Versicherungsperio-

de fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein 
oder in der Prämienrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. Die Folgen nicht recht-
zeitiger Zahlung ergeben sich aus § 38 VVG. 
 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Verzug, ist der Versi-
cherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlan-
gen. 
 

§ 5 Lastschriftverfahren 
 
1. Pflichten des Versicherungs-

nehmers 
Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versi-
cherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende Deckung 
des Kontos zu sorgen. 
 

2. Änderung des Zahlungsweges Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere Prämien, trotz 
wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer 
berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündigen. 
 
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer 
verpflichtet ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln. 
 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschriftein-
zug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 

§ 6 Ratenzahlung 
 
 Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten 

Zahlungsterminen als gestundet. 
 
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn eine 
Entschädigung fällig wird. 
 

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
 Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versicherungsperiode oder wird es 

nach Beginn rückwirkend aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Täuschung 
nichtig, so gebührt dem Versicherer die Prämie oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe 
der §§ 39 und 80 VVG. 
 

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
1. Obliegenheiten vor dem Versi-

cherungsfall 
a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalles 
 

aa) die Broschüre der „Winterbau-Technologie“ der Rationalisierungsgemeinschaft 
Bauwesen im Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft - RKW - in ih-
rer jeweiligen Fassung zu beachten; 

 
bb) die notwendigen Informationen über die Eigenschaften oder Veränderungen des 

Baugrundes und die Grundwasserverhältnisse einzuholen und zu beachten; 
 

cc) während einer gänzlichen Unterbrechung der Arbeiten auf dem Baugrundstück 
oder eines Teils davon notwendige und zumutbare Maßnahmen zum Schutz der 
versicherten Sachen  zu ergreifen; 

 
dd) alle sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten. 

 
b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der genannten Obliegenheiten, so ist der Ver-

sicherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt. Eine Kündigung des 
Versicherers wird mit Zugang wirksam. 

 
2. Obliegenheiten bei Eintritt des 

Versicherungsfalls 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalls 
 

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen; 
 

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, 
unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 
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cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung – ggf. auch 

mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten; 
 

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für ihn 
zumutbar, zu befolgen; erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte 
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 

 
ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Poli-

zei anzuzeigen; 
 

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden ge-
kommenen Sachen einzureichen; 

 
gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die 

beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben worden sind; sind Ver-
änderungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung 
durch den Versicherer aufzubewahren; 

 
hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft – auf Verlangen in 

Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des 
Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Unter-
suchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten; 

 
ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billi-

gerweise zugemutet werden kann; 
 
b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so 

hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies 
nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist. 

 
3. Leistungsfreiheit bei Obliegen-

heitsverletzung 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2, so ist der Versi-
cherer nach Maßgabe der §§ 28 und 82 VVG leistungsfrei. 
 
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Fest-
stellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
 

§ 9 Gefahrerhöhung 
 
 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige 

Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme 
durch einen Dritten gestatten. 
 
Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versiche-
rer unverzüglich anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen eintritt. Im 
übrigen gelten die §§ 23 bis 27 VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündigung be-
rechtigt sein, eine Vertragsänderung vornehmen oder auch leistungsfrei sein. 
 

§ 10 Überversicherung 
 
 1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, 

so kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer nach Maßgabe 
des § 74 VVG die Herabsetzung der Versicherungssumme und der Prämie verlangen.

 
2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich 

dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
§ 11 Mehrere Versicherer 
 
1. Anzeigepflicht Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist ver-

pflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mittei-
lung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben. 
 

2. Rechtsfolgen der Verletzung 
der Anzeigepflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr. 1), ist der Versicherer 
nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine 
Kündigung des Versicherers wird mit Zugang wirksam. 
 
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor dem Eintritt des Versicherungsfal-
les Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat. 
 
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Fest-
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stellung des Versicherungsfalles, noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
 

3. Haftung und Entschädigung bei 
Mehrfachversicherung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und ü-
bersteigen die Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert oder über-
steigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versi-
cherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtscha-
den, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 

 
b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den 

Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der 
Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm ent-
standenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei dem-
selben Versicherer bestehen. 

 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungs-
verträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus 
dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen 
insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Prämien errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben wor-
den wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch 
in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu 
leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in diesem Vertrag 
in Deckung gegeben worden wäre. 

 
c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, 

sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser 
Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 

 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
4. Beseitigung der Mehrfachversi-

cherung 
Eine Mehrfachversicherung kann auf Verlangen des Versicherungsnehmers nach Maß-
gabe des § 79 VVG durch Aufhebung oder Herabsetzung der Versicherungssumme des 
später geschlossenen Vertrages beseitigt werden. 
 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und An-
passung der Prämie werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versi-
cherer zugeht. 
 

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung 
 
1. Rechte aus dem Vertrag Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das In-

teresse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Ver-
trag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt 
auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 
 

2. Zahlung der Entschädigung Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den 
Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versi-
cherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsneh-
mers verlangen. 
 

3. Kenntnis und Verhalten Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeu-
tung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das 
Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versi-
cherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für 
sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur dann zurechnen las-
sen, wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. Im übrigen gilt § 
47 VVG. 
 

§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen 
 
1. Übergang von Ersatzansprüchen Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser 

Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Ü-
bergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. 
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der 
er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht gel-
tend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.
 

2. Obliegenheiten zur Sicherung 
von Ersatzansprüchen 

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses An-
spruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu 
wahren und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen Durch-
setzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, ist der Versicherer nach Maßgabe 
des § 86 Abs. 2 VVG leistungsfrei. 
 

§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
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1. Kündigungsrecht Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versiche-
rungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der ande-
ren Vertragspartei spätestens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Ent-
schädigung zugegangen sein. 
 

2. Kündigung durch Versiche-
rungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim 
Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündi-
gung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird. 
 

3. Kündigung durch Versicherer Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versiche-
rungsnehmer wirksam. 
 

§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
 

 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer 
den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädi-
gung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. 
 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen 
den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten 
die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen. 
 

§ 16 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderungen 
 

1. Form Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag nicht etwas 
anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, 
die das Versicherungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer 
erfolgen, in Textform abzugeben. 
 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerich-
tet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und Anzei-
gen bleiben unberührt. 
 

2. Nichtanzeige einer Anschriften- 
bzw. Namensänderung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift oder seines Namens dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, findet § 13 VVG Anwendung. 
 

§ 17 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 

1. Erklärungen des Versiche-
rungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebe-
ne Erklärungen entgegenzunehmen betreffend 
 

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages; 
 

b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung; 
 

c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und während des 
Versicherungsverhältnisses. 

 
2. Erklärungen des Versicherers Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versi-

cherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 
 

3. Zahlungen an den Versiche-
rungsvertreter 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versicherungsneh-
mer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsver-
trags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versi-
cherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vor-
nahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 
 

§ 18 Verjährung 
 
 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung 

beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubi-
ger von den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kennt-
nis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, 
zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Text-
form mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit, soweit 
dieser Zeitraum nach Beginn der Verjährung liegt. 
 

§ 19 Zuständiges Gericht 
 
 Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach 

§§ 13, 17, 21, 29 ZPO sowie § 215 VVG. 
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§ 20 Anzuwendendes Recht 
 
 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 
 
 
Neben den Allgemeinen Bedingungen für die Bauleistungsversicherung von Gebäudeneubauten durch Auftraggeber (ABN 
2096) liegen dem Vertrag, sofern beantragt, die im Folgenden aufgeführten Klauseln zugrunde 
 
Allgemein gültige Klauseln zu den ABN  96 
 

69 Fundamente und Keller von Fertighäusern 

 1. Abweichend von § 5 Nr. 1 ABN sind nur die Fundamente und der Keller als Bauleistun-
gen versichert. 
2. Für Schäden aus der Oberkonstruktion (Fertighausbauteile) wird Entschädigung ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht geleistet.  

 
 
Besonders zu vereinbarende Klauseln zu den ABN  96 
 

Klausel 51 Führung 

 Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versi-
cherungsnehmers für alle beteiligten Versicherer in Empfang zu nehmen 

 

Klausel 52 Makler 

  Der in dem Versicherungsschein genannte Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und Wil-
lenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. 

Er ist verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten. 
 

 
 

Klausel 53 Prozessführung bei Mitversicherung 

 Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer übereinstimmen, 
wird folgendes vereinbart: 

1. Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag seine Ansprüche nur 
gegen den führenden Versicherer und nur wegen dessen Anteil gerichtlich geltend ma-
chen.  

2. Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden Versicherer rechtskräftig 
gewordene Entscheidung und die von diesem mit dem Versicherungsnehmer nach 
Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche als auch für sich verbindlich an. 

3. Falls der Anteil des führenden Versicherers die Berufungs- oder Revisionssumme nicht 
erreicht, ist der Versicherungsnehmer berechtigt und auf Verlangen eines Versicherers 
verpflichtet, die Klage auf einen 
zweiten, erforderlichenfalls auf einen dritten und weitere Versicherer auszudehnen, bis 
diese Summe erreicht ist. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so ist Nr. 2 nicht an-
zuwenden.  

 
 

Klausel 68 Verzicht auf Rückgriff gegen versicherte Unternehmer 

 Der Versicherer verzichtet auf Rückgriffansprüche gemäß § 3 Nr. 3 ABN gegen versicher-
te Unternehmer und Nachunternehmer wegen Schäden an versicherten Bauleistungen, 
die der Schadenstifter nicht selbst erstellt hat; dies gilt jedoch nur, wenn oder soweit der 
Schadenstifter gegen Haftpflicht nicht versichert ist. 

 
 

Klausel 70 Schäden durch Sturm und Leitungswasser an fertig gestellten Teilen von Bauwerken 

 Abweichend von § 8 Nr. 3 Abs. 3 ABN endet die Haftung des Versicherers für Schäden 
durch Leitungswasser und Sturm, die zu Lasten des Auftraggebers gehen, für jedes Bau-
werk erst, wenn die Voraussetzungen gemäß § 8 Nr. 3 Abs. 1 a) bis c) ABN nicht nur für 
einen Teil, sondern für das ganze Bauwerk vorliegen. 

 
 

Klausel 77 Glasbruchschäden 

 Abweichend vom dokumentierten Vertragsinhalt sind Glasbruchschäden nur bis zum ferti-
gen Einsatz versichert.  
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Allgemeine Bedingungen für den ARAG Haftpflicht-Schutz                                                              
 
 
1. Umfang des Versicherungsschutzes 
 

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
2 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen 
3 Versichertes Risiko 
4 Vorsorgeversicherung 
5 Leistungen der Versicherung 
6 Begrenzung der Leistungen 
7 Ausschlüsse 

 
2. Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung 
 

8 Beginn des Versicherungsschutzes 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
13 Beitragsregulierung 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
15 Beitragsangleichung 

 
3. Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 
 

16 Dauer und Ende des Vertrages 
17 Wegfall des versicherten Risikos 
18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
19 Kündigung nach Versicherungsfall 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften 
22 Mehrfachversicherung 

 
4. Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

 
5. Weitere Bestimmungen 
 

27 Mitversicherte Personen 
28 Abtretungsverbot 
29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
30 Verjährung 
31 Zuständiges Gericht 
32 Anzuwendendes Recht 

 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung privater Haft-
pflichtrisiken 
 
A. ARAG Privathaftpflicht-Schutz 
B. Haus- und Grundstückshaftpflicht 
C. Zusatzbedingungen zur Privat- sowie Haus- oder Grundbesitzerhaftpflichtversicherung  
 für  die Versicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden – Anlagenrisiko – 
D. Jagdhaftpflichtversicherung 
E. Tierhalterhaftpflicht 
F. Haftpflichtversicherung aus der privaten Benutzung von Wassersport-Fahrzeugen 
G. Besondere Bedingungen für die Haftpflichtversicherung aus der privaten Benutzung von Wassersportfahrzeugen 
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Besondere Bedingungen, Risikobeschreibungen und Erläuterungen für die 
Haftpflichtversicherung von gewerblichen und beruflichen Risiken, sowie der 
Vereinshaftpflichtversicherung 
 
Bestimmungen für alle Betriebe und Berufe 
Haus- und Grundstückshaftpflicht 
Vorsorgeversicherung  
Umwelthaftpflicht-Basis-Versicherung 
 
Nachstehende Erweiterungen des Versicherungsschutzes sind nur Vertragsinhalt,  wenn sie ausdrücklich vereinbart sind: 
 
Anlagen-Regress-Risiko 
Umwelthaftpflicht-Modell 
Bearbeitungsschäden (BB 2) 
Bearbeitungsschäden bei Be- und Entladearbeiten (BB 4) 
Auslandsschäden (BB 28) 
Mietsachschäden anlässlich Geschäftsreisen (BB 40) 
Vermögensschäden         (BB 10) 
Bearbeitungsschäden bei Be- u. Entladearbeiten – einschließlich Container – (BB 15) 
Bauhandwerker/Mängelbeseitigungsnebenkosten (R 3) 
Allmähliche Einwirkung und Abwässer (BB 21) 
Erdleitungen (BB 16) 
Bearbeitungsschäden Baugewerbe (BB 20) 
Mietsachschäden (BB 36) 
 
Halten und Führen von nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen (BB 8) 
Auslandsdeckung für Apotheker (BB 12) 
Brand- und Explosionsschäden (BB 27) 
Hufbeschlag (BB 29) 
 
Bürobetriebe (R 5) 
Drogerien (R 7) 
Feuer- und Explosionsschäden aus Anlass von Schweiß-, Schneid-, Abbrenn- und Auftauarbeiten (R 8) 
Fuhrbetriebe, Frachtführer, Schiffszimmereien und Laschereien, Fenster-, Fassaden-, Haus-, Büro- 
reinigung und Straßen- und Bürgersteigreinigung (R 11) 
Friseure (R 12) 
Gärtnereien, Baumschulen, Gartengestaltungsbetriebe, Landschaftsgärtnereien (R 13) 
Heilgehilfen, Masseure (R 15) 
Heime (R 16) 
Hundezucht und –dressur (R 18) 
Lehrer (R 23) 
Reitschulen, Pferdeverleih und dgl. (R 25) 
Vereine (R 33) 
Garten, Landschafts- und Sportplatzbau (auch Baumschulen) (R 34) 
Land- und forstwirtschaftliche Betriebe (R 38) 
Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht  
wegen Schäden durch Umwelteinwirkung land- und forst-wirtschaftlicher Betriebe 
(Umwelthaftpflicht-Modell/Land- und Forstwirtschaft) 
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1. Umfang des Versicherungsschutzes 
 
 
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
 
 1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos für den Fall, dass

der Versicherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach-
oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund 

 
g e s e t z l i c h e r  H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n 

p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s 
 

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird. 
 

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des Dritten un-
mittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum 
Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an. 

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es sich um gesetzliche 
Ansprüche handelt, 

 
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minde-

rung, auf Schadensersatz statt der Leistung; 
 

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung durchführen zu 
können; 
 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen des Aus-
bleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 
 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungsgemäße Ver-
tragserfüllung; 
 

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung; 
 

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen. 
 

2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 
 
 Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung erweitert werden auf die

gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 
 

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch Sachschäden entstanden 
sind; 

 
2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann die Bestimmun-

gen über Sachschäden Anwendung. 
 

3 Versichertes Risiko 

 3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 
 

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken 
des Versicherungsnehmers; 
 

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder 
Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie 
für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unter-
liegen; 
 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der Versicherung 
neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in Ziff. 4 näher geregelt sind. 
 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des versicherten Risikos 
durch Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer 
kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 kündigen. 

4 Vorsorgeversicherung 

 4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entstehen, sind im 
Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versichert. 

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des Versicherers 
jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann 
auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die 
rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rück-
wirkend ab dessen Entstehung. 
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Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach Ab-
schluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem 
die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 

 
 
(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen Beitrag 

zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Ver-
sicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 
 

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur Einigung im 
Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag von EUR 250.000 für Personenschäden und
EUR 80.000 für Sachschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringe-
re Versicherungssummen festgesetzt sind. 

 
4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken 
 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasser-
fahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versiche-
rungspflicht unterliegen; 
 

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
 

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 
 

(4) aus dem Halten und Hüten von Hunden und Pferden; 
 

(5) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von kurzfristigen 
Versicherungsverträgen zu versichern sind. 

 
5 Leistungen der Versicherung 
 
 5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unbe-

rechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen. 

 
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer 
aufgrund eines Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches 
zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Aner-
kenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, 
soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

 
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wir-
kung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer
binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen. 

 
5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder Ab-

wehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Na-
men des Versicherungsnehmers abzugeben. 

 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über Schadensersatzan-
sprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung be-
vollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine
Kosten. 

 
5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignisses, das einen unter den 

Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestel-
lung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht
oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit
ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

 
5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die Aufhebung 

oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Aus-
übung dieses Rechts bevollmächtigt. 

 
6 Begrenzung der Leistungen 
 
 6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versicherungsfall auf die 

vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Ver-
sicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 

 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädigungsleistungen des 

Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Zweifache 
der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. 

 
6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle 
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gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle 
eingetreten ist, wenn diese 

 
- auf derselben Ursache, 

 
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitlichem Zu-

sammenhang oder 
 

- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 
 

beruhen. 
 
6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei jedem Versi-

cherungsfall mit einem im Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Scha-
densersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist 
der Versicherer auch in diesen Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche verpflichtet. 

 
6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf die Versi-

cherungssummen angerechnet. 
 
6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die 

Versicherungssumme, trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Ver-
sicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 

 
6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu leisten und

übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug
etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbe-
trag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der
Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versi-
cherer erstattet. 

 
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift der Verord-
nung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in 
der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles. 

 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsnehmer an laufen-
den Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversiche-
rungssumme übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von 
der Versicherungssumme abgesetzt. 

 
6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs durch 

Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehrauf-
wand an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

 

7 Ausschlüsse 

 Falls im Versicherungsschein oder in seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas ande-
res bestimmt ist, sind von der Versicherung ausgeschlossen: 
 
7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 

haben. 
 
7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch verursacht haben, 

dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 
 

- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
 

- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 
 
7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder Zusagen über den Umfang 

der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen. 
 
7.4 Haftpflichtansprüche 
 

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 benannten Personen gegen 
die Mitversicherten; 
 

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versicherungsvertrages; 
 

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsvertrages. 
 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
 

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft le-
ben oder die zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören; 
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Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes oder vergleichbare Partnerschaften nach dem Recht anderer
Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -
kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflege-
eltern und -kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind). 
 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist;
 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer eine juristi-
sche Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger 
Verein ist; 
 

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetragene Partner-
schaftsgesellschaft ist; 

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern. 

Zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5: 

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) erstrecken sich auch auf Haft-
pflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, die mit diesen in häus-
licher Gemeinschaft leben. 
 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus erge-

benden Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Ge-
genstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind. 

 
7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus erge-

benden Vermögensschäden, wenn 
 

(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und 
dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur inso-
weit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der  Tätigkeit betrof-
fen waren; 
 

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sa-
chen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als 
Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) benutzt hat; bei unbe-
weglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile 
von ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren; 
 

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder sofern es sich um unbeweg-
liche Sachen handelt deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätig-
keit befunden haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvor-
kehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 

Zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7: 
 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in der Person von An-
gestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des Versiche-
rungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl 
für den Versicherungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa mit-
versicherten Personen. 
 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer hergestellten o-

der gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Her-
stellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in einem man-
gelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur 
Beschädigung oder Vernichtung der Sache oder Leistung führt. 

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auftrag oder für
Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen o-
der die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen haben. 

 
7.9  Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen; An-

sprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch mitversichert. 
 



AHB 16.2 (01.2008) 7 

7.10 (a)  Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umweltschä-
den gemäß Umweltschadensgesetz oder anderen auf der EU-Umwelt-
haftungsrichtlinien (2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen 
geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von 
einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen In-
halts auf Erstattung der durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in An-
spruch genommen wird. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, die auch ohne 
Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Um-
setzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht werden 
könnten. 
 
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater Haft-
pflichtrisiken. 
 

7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung. 
 

Dieser Ausschluss gilt nicht 
 
(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken oder 
 
(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte 

Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach 
Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Pro-
dukthaftpflicht). 

 
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch Umwelteinwir-
kung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, In-
standhaltung oder Wartung von 

 
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu 

verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen), 

 
- Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-

Anlagen), 
 

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Ge-
nehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, 

 
- Abwasseranlagen 

 
oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind. 

 
7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen o-

der Erzeugnisse zurückzuführen sind. 
 
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder mittelbarem Zu-

sammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von
radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

 
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf 
 

(1) gentechnische Arbeiten; 
 

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO); 
 

(3) Erzeugnisse, die 
 

- Bestandteile aus GVO enthalten, 
 

- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 
 
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch 

 
(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt; 

 
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen; 

 
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 

 
 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der 

Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es sich um Schäden handelt aus 
 

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung von Da-
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ten; 

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten; 
 

(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch; 
 

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 
 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder Namens-

rechtsverletzungen. 
 
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Un-

gleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen. 
 
7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der Übertragung einer

Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden,
die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehalte-
nen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

 
2. Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung 
 
 
8 Beginn des Versicherungsschutzes 
 
 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-

punkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im
Sinne von Ziff. 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteu-
er, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrich-
ten hat. 

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag 
 

 
9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird – unabhängig vom Bestehen eines Widerrufs-

rechts - unverzüglich nach Abschluss des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. 

 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die 
erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 

 
9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig,

sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab die-
sem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des 
Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

 
9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, 

kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist.
Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 
 
 10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten 

des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. 
 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der
Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 

 
10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne 

Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten
hat. 

 
Der Versicherer wird ihn schriftlich zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist 
von mindestens zwei Wochen setzen. 

 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die min-
destens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie 
die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff. 10.0 und 10.4 mit dem Fristablauf
verbunden sind.  

 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung

im Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz,
wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen 
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wurde. 
 
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung

im Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen,
wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 
Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 

 
Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb
eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungs-
fälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind,
besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

 
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
 
 Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzei-

tig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 
 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die Ein-
zugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Grün-
den zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer be-
rechtigt, künftige Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versi-
cherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versi-
cherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 
 
 

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
 
 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Ra-

ten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.
 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen. 
 

13 Beitragsregulierung 

 13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und welche Ände-
rungen des versicherten Risikos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. 
Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfol-
gen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu 
machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben 
zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Ver-
tragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtig-
keit der Angaben kein Verschulden trifft. 

 
13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder sonstiger Fest-

stellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Bei-
tragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt 
des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindest-
beitrag darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach 
dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des 
Mindestbeitrags werden berücksichtigt. 

 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann der Versiche-

rer für den Zeitraum, für den die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in
Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. 
Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. 
Ein vom Versicherungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, 
wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des er-
höhten Beitrages erfolgten. 

 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf Versicherungen mit 

Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre. 
 

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit durch Gesetz nicht 
etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 
 

15 Beitragsangleichung 

 15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsangleichung. Soweit die Beiträge 
nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Beitragsan-
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gleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsbe-
rechnung der Beitragsangleichung. 

 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für die ab dem 1. Juli fäl-

ligen Beiträge, um welchen Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der 
Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der allgemeinen Haftpflicht-
versicherung zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr er-
höht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächstnied-
rigere durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten dabei auch 
die speziell durch den einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermitt-
lung von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen. 

 
 Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Summe der in die-

sem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen
Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle. 

 
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminderung 

verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozent-
satz zu verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folgejahresbeitrag wird 
dem Versicherungsnehmer mit der nächsten Beitragsrechnung bekannt gegeben. 

 
 Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in jedem der 

letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, 
den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der
Versicherer den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich
der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zah-
len im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht über-
schreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

 
15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5%, entfällt eine Beitragsan-

gleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichti-
gen. 

 
3. Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 
 
 
16 Dauer und Ende des Vertrages 
 
 16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen. 

 
16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um 

jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 

 
16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass 

es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 
16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ab-

lauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die 
Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 

 

17 Wegfall des versicherten Risikos 

 Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so erlischt die Versiche-
rung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben
können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 

 Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß Ziff. 15.3, ohne dass
sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte. 
 
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht 
hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor 
dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen. 

 
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungsrecht. 
 

19 Kündigung nach Versicherungsfall 
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 19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 
 

- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde oder 
 

- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versicherungs-
schutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt wird. 

 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spätestens einen Monat 
nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 

 
19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang

beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der lau-
fenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 

 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versi-
cherungsnehmer wirksam. 

 

20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 

 20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung besteht, an einen Dritten 
veräußert, tritt dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer
seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten ein. 

 
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines Pachtver-
trages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

 
20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 
 

- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem Monat, 
 

- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung oder auf
den Schluss der laufenden Versicherungsperiode 

 
in Schriftform gekündigt werden. 

 
 
 
20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
 

- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in
welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt, 

 
- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang ausübt, wobei

das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an beste-
hen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis erlangt. 

 
20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden Versicherungsperiode 

und wird das Versicherungsverhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versi-
cherungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Ge-
samtschuldner. 

 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den bisherigen Versi-

cherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich anzuzeigen. 
 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
tritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versiche-
rer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlos-
sen hätte. 

 
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versicherungsfälle, die 
frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von 
der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem 
Monat von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 

 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn
dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die An-
zeige hätte zugehen müssen. 

 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund von Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften 

 Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer 
Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versi-
cherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 
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22 Mehrfachversicherung 

 22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren Versiche-
rungsverträgen versichert ist. 

 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Ver-

sicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später geschlossenen 
Vertrages verlangen. 

 
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht inner-

halb eines Monats geltend macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung 
Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Er-
klärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht. 

 
4. Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
 
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
 
23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit 

von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer 
alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform 
gefragt hat und die für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur An-
zeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Ver-
sicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 2 stellt. 
 
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versiche-
rers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen. 
 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt
dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behan-
deln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 
 

23.2 Rücktritt 
 

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berech-
tigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch dann,
wenn ein Umstand nicht oder unrichtig angezeigt wurde, weil sich der Versicherungs-
nehmer der Kenntnis der Wahrheit arglistig entzogen hat. 

 
Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, in dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt.
Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Versicherungsnehmer. 

 
(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 

dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzei-
gepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu an-
deren Bedingungen, geschlossen hätte. 

 
(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Versiche-
rungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versiche-
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war.
Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

23.3 Beitragsänderung oder Kündi-
gungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung einer Anzei-
gepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. 
 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 
 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag auch bei 
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Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen
hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 
 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10% oder schließt der
Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Ver-
sicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers fristlos in Schriftform kündigen. 
 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 3 zustehenden Rechte innerhalb eines
Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet,
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt, er 
darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für
diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 
 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 23.3 nur zu, wenn er den Ver-
sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeige-
pflichtverletzung hingewiesen hat. 
 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 genannten Rechte nicht beru-
fen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannte. 
 

23.4 Anfechtung Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt 
unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der
der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht. 
 

24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

 Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf Verlangen des 
Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Besei-
tigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu
einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

 25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, auch wenn
noch keine Schadensersatzansprüche erhoben wurden. 

 
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-

rung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, 
soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer aus-
führliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Scha-
denermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht 
des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt
sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden. 

 
25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch erhoben, ein staats-

anwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahn-
bescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies ebenfalls un-
verzüglich anzuzeigen. 

 
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwaltungsbehörden auf

Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die 
sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers be-
darf es nicht. 

 
25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend 

gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der
Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. 
Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderli-
chen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 
 26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor

Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündi-
gen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruht. 

 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der Versiche-

rungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
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des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen. 

 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verlet-
zung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsneh-
mer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig 
verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der 
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein 
ihm nach Ziff. 26.1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 

 
5. Weitere Bestimmungen 
 
 

27 Mitversicherte Personen 

 27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche gegen andere Perso-
nen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen 
auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über die
Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person
eines Mitversicherten entsteht. 

 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem 

Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Ob-
liegenheiten verantwortlich. 

 

28 Abtretungsverbot 

 Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne Zustimmung des 
Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschä-
digten Dritten ist zulässig. 
 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 

 29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die Haupt-
verwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen
Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 

 
29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht 

mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte 
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absen-
dung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Na-
mensänderung des Versicherungsnehmers. 

 
29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb abge-

schlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Be-
stimmungen von Ziff. 29.2 entsprechende Anwendung. 

 

30 Verjährung 

 30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die
Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuches. 

 
30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet 

worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu
dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht. 

 

31 Zuständiges Gericht 

 31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine na-
türliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
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31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Ver-
sicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Auf-
enthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, be-
stimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des 
Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine offe-
ne Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
oder eine eingetragene Partnergesellschaft ist. 

 

32 Anzuwendendes Recht 

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 

 
 
Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung privater Haftpflichtrisiken 
 
Folgende Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen (A. bis F.) sind nicht automatisch sondern 
nur nach besonderer Vereinbarung Inhalt des Vertrages. 
 
 
A. ARAG Privathaftpflicht-Schutz 
 
 

1. 

 Versichert ist 

im Rahmen der allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung
(AHB) die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus den Gefahren des tägli-
chen Lebens als Privatperson und nicht aus den Gefahren eines Betriebes oder Berufes.
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des VN aus 

(1) den Gefahren eines Dienstes, Amtes (auch öffentlichen Ehrenamtes), einer verant-
wortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art oder 

(2) einer ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäftigung. 

Insbesondere ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
 
1.1 als Familien- und Haushaltsvorstand 
 

- aus der Aufsichtspflicht über Minderjährige 
 

- aus der Betreuung sonstiger aufsichtsbedürftiger Familienangehöriger, die im
Haushalt des Versicherungsnehmers leben 

 
1.2 abweichend von Ziff. 1 Satz 1 und ergänzend zu Ziff. 1.1 aus der Betreuung von bis zu 

zwei fremden minderjährigen Kindern im eigenen Haushalt und außerhalb der Woh-
nung. Werden mehr als zwei fremde Kinder betreut, entfällt die Mitversicherung. Es 
gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4 AHB). 

 
Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche der Kinder bzw. ihrer Erziehungsbe-
rechtigten für Schäden, die die zu betreuenden Kinder erleiden. 
 
Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht wegen Abhandenkommens von
Sachen der zu betreuenden Kinder. 
 
1.3 als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Personen; 
 
1.4 als Inhaber (z. B. Eigentümer, Mieter) 

(1) einer oder mehrerer im Inland gelegener Wohnungen (bei Wohnungseigentum als
Sondereigentümer), einschließlich Ferienwohnung; 

Bei Sondereigentümern sind versichert Haftpflichtansprüche der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer wegen Beschädigung des Gemeinschaftseigentums. Die Leistungs-
pflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen
Eigentum. 

(2) eines im Inland gelegenen Einfamilienhauses; 

(3) eines im Inland gelegenen Wochenend-/Ferienhauses oder eines auf Dauer und 
ohne Unterbrechung fest installierten Wohnwagens. 

sofern sie vom VN ausschließlich zu Wohnzwecken verwendet werden, einschließlich der
zugehörigen Photovoltaikanlagen, Garagen, Stellplätze, Gärten, Swimmingpools und Tei-
che sowie eines Schrebergartens. 

Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht 

- aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben genann-
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ten Eigenschaften obliegen (z.B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung,
Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen), 

- aus der Vermietung von einzelnen privat genutzten Räumen, Garagen, Wohnungen 
und Einfamilienhäusern bis insgesamt 80 m² Wohn- und Nutzfläche. 

Wird diese Größe überschritten, entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestim-
mungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4 AHB ); 

- als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen,
Abbruch-, Grabearbeiten) im ARAG Privathaftpflicht-Schutz Basis und Plus bis zu ei-
ner veranschlagten Bausumme von 25.000 EUR je Bauvorhaben. Wird dieser Betrag 
überschritten, so entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über 
die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4 AHB ).; nicht versichert ist die Haftpflicht aus Schä-
den durch Verändern der Grundwasserverhältnisse; 

- als Inhaber einer in den EU-Staaten, der Schweiz oder Norwegen gelegenen Ferien-
wohnung und/oder eines Ferienhauses, sofern sie vom Versicherungsnehmer selbst
oder mitversicherten Personen ausschließlich zu Wohnzwecken verwendet werden.
Ziff. 7.9 AHB  ist insoweit aufgehoben. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in 
Euro. Die Verpflichtung des Versicherers gilt in dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der
Eurobetrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist, 

- als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitz-
wechsel bestand, 

- der Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft. 
 
1.5 als Radfahrer; 
 
1.6 aus der Ausübung von Sport, ausgenommen ist eine jagdliche Betätigung und die 

Teilnahme an Pferde-, Rad- oder Kraftfahrzeug-Rennen sowie die Vorbereitung hierzu 
(Training); 

 
1.7 aus dem erlaubten privaten Besitz und aus dem Gebrauch von Hieb-, Stoß- und 

Schusswaffen sowie Munition und Geschossen, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu 
strafbaren Handlungen; 

 
1.8 als Halter oder Hüter von zahmen Haustieren, gezähmten Kleintieren und Bienen,

nicht jedoch von Hunden, Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtieren, wilden Tie-
ren sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken gehal-
ten werden. 

 
1.9 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 

- als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde (ausgenommen Kampfhunde) o-
der Pferde, 

- als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde, 

- als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten Zwecken, 

sofern dies gefälligkeitshalber und nur gelegentlich erfolgt und soweit Versicherungs-
Schutz nicht über eine Tierhalter-Haftpflicht-Versicherung besteht. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter oder –eigentümer sowie 
Fuhrwerkseigentümer, es sei denn, es handelt sich um Personenschäden. 

 

2. Mitversicherte Personen 

 Mitversichert ist im ARAG Privathaftpflicht-Schutz 

2.1 für die Familie 
 

2.1.1 die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
 

2.1.1.1 des Ehegatten und eingetragenen Lebenspartners des Versicherungs-
nehmers, 

 
2.1.1.2 des mit dem Versicherungsnehmer in eheähnlicher, häuslicher Gemein-

schaft zusammenlebenden Partners (sonstiger Lebenspartner), soweit 
dieser am Wohnsitz des Versicherungsnehmers gemeldet ist und beide
Partner unverheiratet sind, 

 
2.1.1.3 ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetragenen Lebenspartner-

schaft lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder), bei voll-
jährigen Kindern jedoch nur, solange sie sich noch in einer Schul- oder 
sich unmittelbar anschließenden Berufsausbildung befinden (berufliche 
Erstausbildung  Lehre und/oder Studium -, nicht Referendarzeit, Fortbil-
dungsmaßnahmen und dgl.). Bei Ableistung des Grundwehr-, Zivildiens-
tes (einschl. des freiwilligen zusätzlichen Wehrdienstes) oder des freiwil-
ligen sozialen Jahres vor, während oder im Anschluss an die Berufsaus-
bildung bleibt der Versicherungsschutz bestehen, 

 
2.1.1.4 aller weiteren mit dem Versicherungsnehmer dauernd in häuslicher Ge-
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meinschaft (nicht in Einliegerwohnung) lebenden, alleinstehenden, voll-
jährigen Familienangehörigen, soweit diese am Wohnsitz des Versiche-
rungsnehmers gemeldet sind. 

 
2.1.2 die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des VN beschäftigten Personen ge-

genüber Dritten aus dieser Tätigkeit. Das Gleiche gilt für Personen, die aus Ar-
beitsvertrag oder gefälligkeitshalber Wohnung, Haus und Garten betreuen oder 
den Streudienst versehen. 

 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des VN gemäß dem
Sozialgesetzbuch VII handelt. 

 
2.1.3 Im Verhältnis der nicht verheirateten und nicht eingetragenen Lebenspartner zu-

einander gelten folgende Risikobegrenzungen: 
 

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind – in teilweiser Abweichung von 
Ziff. 7.4 AHB  – auch Haftpflichtansprüche der mitversicherten Personen gegen 
den Versicherungsnehmer.  Eingeschlossen sind abweichend hiervon die über-
gangsfähigen Regressansprüche von Sozialversicherungsträgern, Sozialhilfe-
trägern, privater Krankenversicherer, öffentlicher und privater Arbeitgeber. Die 
Mitversicherung des sonstigen Lebenspartners und seiner Kinder endet mit Auf-
hebung der häuslichen Gemeinschaft zwischen dem Versicherungsnehmer und 
dem Lebenspartner. 

 
2.2 für den Single 
 

2.2.1 die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des Versicherungsnehmers beschäf-
tigten  Personen gegenüber Dritten aus ihrer Tätigkeit. 

 
Das Gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag oder gefälligkeitshalber 
Wohnung, Haus und Garten betreuen oder den Streudienst versehen. 

 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es
sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungs-
nehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

 
2.2.2 Wird nach Vertragsschluss eine weitere Person (Lebensgefährte, Ehepartner,

eingetragener Lebenspartner, Kind, allein erziehender, volljähriger Familienan-
gehöriger) in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, gelten die Bestimmun-
gen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4 AHB). 

 

3. Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge 

 3.1 Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, Halters oder
Führers eines Kraft-, Luft-, Wasserfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers wegen 
Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeuges verursacht werden. 

 
3.2 Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die verursacht werden durch den

Gebrauch von 
 

3.2.1 Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht unterliegen; 
 

3.2.2 ferngelenkten Land- und Wassermodellfahrzeugen; 
 

3.2.3 Wassersportfahrzeugen inkl. Windsurfbrettern, ausgenommen eigene Segelboo-
te und eigene oder fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren - auch Hilfs- oder 
Außenbordmotoren -  oder Treibsätzen. 

 

4. Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung 

 4.1 Eingeschlossen ist – insoweit abweichend von Ziff. 7.15 AHB  – die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermitt-
lung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z.B. im Internet, per E-Mail oder mit-
tels Datenträger, soweit es sich handelt um 

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung von Daten
(Datenveränderung) bei Dritten durch Computerviren und/oder andere Schadpro-
gramme; 

(2) Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichterfassung und fehler-
haften Speicherung von Daten bei Dritten, und zwar wegen 

 
- sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht jedoch weiterer 

Datenveränderungen, sowie 
 

- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw. Erfas-
sung/korrekter Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster Daten; 

(3) Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaustausch. 
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Für Ziff. 4.1 (1) bis 4.1 (3) gilt: 

Dem VN obliegt es, dass seine auszutauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten 
Daten durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken (z.B. Virenscanner, Firewall) 
gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entsprechen. 
Diese Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so gilt Ziff. 26 AHB  (Rechtsfolgen
bei Verletzung von Obliegenheiten). 
 
4.2 Es gelten die im Versicherungsschein und in seinen Nachträgen ausgewiesenen Ver-

sicherungssummen. Abweichend von Ziff. 6.2 AHB stellt/ stellen diese zugleich die 
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar. 

 
4.3 Versicherungsschutz besteht – insoweit abweichend von Ziff. 7.9 AHB  – für Versiche-

rungsfälle im Ausland. 
 
4.4 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tätigkeiten und Leistun-

gen: 

- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege, 
 

- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung, 
 

- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung, -pflege, 
 

- Bereithaltung fremder Inhalte, z.B. Access-, Host-, Full-Service-Providing, 
 

- Betrieb von Datenbanken. 

4.5 Ausgeschlossen vom Versicherungs-Schutz sind Ansprüche 

(1) wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der VN bewusst 

- unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/Datennetze eingreift (z.B. Ha-
cker-Attacken, Denial of Service Attacks), 

 
- Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung zu zerstören oder zu

verändern (z. B. Software-Viren, trojanische Pferde); 

(2) die in engem Zusammenhang stehen mit 

- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektronisch übertrage-
nen Informationen (z.B. Spamming), 

 
- Dateien (z.B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte Informationen über

Internet-nutzer gesammelt werden sollen; 
 

(3) gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, soweit diese den
Schaden durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften (z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-Tauschbörsen) oder durch 
sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben. 

 

5. Auslandsdeckung 

 für vorübergehenden Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr 
 
5.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB  – die gesetzliche Haftpflicht aus 

im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen. Eingeschlossen ist – abweichend 
von Ziff. 7.9  AHB  – die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden bei vorübergehendem 
Auslandsaufenthalt in EU-Staaten, der Schweiz und Norwegen. 

 
Im übrigen Ausland besteht Versicherungsschutz nur bei einem Auslandsaufenthalt
bis zu einem Jahr. 

 
5.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorübergehenden Benutzung oder

Anmietung (nicht dem Eigentum) von im Ausland gelegenen Wohnungen und Häu-
sern gem. Ziff. 1.3 (1) bis (3). 

 
5.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb 

der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Eurobetrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

 

6. Gewässerschäden 

 6.1 Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden wie Sachschäden
behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für mittelba-
re oder unmittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemischen oder 
biologischen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grundwassers (Ge-
wässerschäden). 

 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von oberirdischen Anlagen
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(auch Kellertanks) zur Lagerung von höchstens 2.000 l/kg gewässerschädlicher Stoffe 
in Kleingebinden mit einem Einzelfassungsvermögen von maximal 50 l/kg je Gebinde, 
die zu den versicherten Räumlichkeiten gehören oder dort lagern. Heizöltanks können 
in Einzeltanks oder Batterietanks bis zu einem Gesamtfassungsvermögen von 2.000 l 
vorhanden sein. Wird dieses Gesamtfassungsvermögen überschritten, so entfällt die 
Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
(Ziff. 4 AHB). 

 
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für sonstige Anlagen zur Lagerung von ge-
wässerschädlichen Stoffen oder aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe (Versi-
cherungsschutz hierfür wird ausschließlich durch gesonderten Vertrag gewährt). 

6.2 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall 
zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten halten durfte (Rettungs-
kosten), sowie außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit 
übernommen, als sie zusammen mit der Entschädigungsleistung die Versicherungs-
summe für Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es 
bei der Regelung der allgemeinen Bedingungen für den Haftpflicht-Schutz (AHB). 

 
Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außergerichtliche Gut-
achterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gung die Versicherungssumme für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung des Ver-
sicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder Dritten zur Abwendung
oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

6.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsneh-
mer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von
dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungs-
nehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt ha-
ben. 

6.4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die unmittelbar oder mit-
telbar auf Kriegsereignissen, anderen feindlichen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder unmittelbar
auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für 
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

7. Mietsachschäden 

 7.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.6 AHB  – die gesetzliche Haftpflicht aus 
der Beschädigung von Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken gemieteten
Räumen in Gebäuden (nicht an Inventar und Mobiliar) und allen sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden. 

7.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 

– Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung, 

– Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbereitungsanlagen 
sowie an Elektro- und Gasgeräten und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, 

 
–  Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen besonders versi-

chern kann, 
 

– Schäden infolge von Schimmelbildung. 

7.3 Ausgeschlossen sind ferner die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der 
Feuerversicherer bei übergreifenden Schadenereignissen fallenden Rückgriffsansprü-
che. 

Die Deckungssumme beträgt für Sach- und Vermögensschäden zusammen 50.000 
EUR je Schadenereignis, jeweils das Zweifache dieser Summen für alle Schäden ei-
nes Versicherungsjahres. 

8. Fortsetzung des ARAG Privathaftpflicht-Schutzes nach dem Tod des Versicherungsnehmers 

 Für den im ARAG Privathaftpflicht-Schutz für die Familie und für Partner mitversicherten 
Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner des Versicherungsnehmers und/oder unver-
heiratete und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebende Kinder des Versi-
cherungsnehmers besteht der bedingungsgemäße Versicherungsschutz im Falle des To-
des des VN bis zum nächsten Beitragsfälligkeitstermin fort. Wird die nächste Beitrags-
rechnung durch den überlebenden Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartner einge-
löst, so wird dieser Versicherungsnehmers. Diese Regelungen gelten auch für einen nach 
Ziffer 2.3 mitversicherten Lebenspartner und seine Kinder. 
 

9. Mitversicherung von Vermögensschäden 

 9.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermö-
gensschäden im Sinne von Ziff. 2.1 AHB  wegen Versicherungsfällen, die während 
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

9.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 
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- durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für seine Rech-
nung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sons-
tige Leistungen; 

– aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender oder gutach-
terlicher Tä tigkeit; 

– aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich verbundene
Unterneh men; 

– aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

– aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung; 

– aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen 
wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung
sowie aus Untreue oder  Unterschlagung; 

– aus Rationalisierung und Automatisierung; 

– aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten sowie 
des Kartell-  oder Wettbewerbsrechts; 

– aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenanschlägen; 

– aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder gegenwärtige
Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer ver-
gleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen; 

– aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften,
von Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewuss-
ter Pflichtverletzung; 

– aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld, Wertpapieren und
Wertsachen; 

– aus Schäden durch ständige Emissionen (z.B. Geräusche, Gerüche, Erschütte-
rungen). 

9.3 Die Versicherungssumme beträgt je Schadenereignis 100.000 EUR Die Gesamtleis-
tung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt das Doppelte
dieser Versicherungssumme. 

 

10. Abhandenkommen von fremden privaten Schlüsseln für privat genutzte Häuser, Wohnungen und Räume 

 Mitversichert ist - in Ergänzung von Ziff. 2 AHB  und abweichend von Ziff. 7 AHB  –die ge-
setzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkommen von fremden privaten Schlüsseln (auch 
General-/Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich rechtmäßig im Ge-
wahrsam des Versicherten befunden haben. Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf
gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechslung von
Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehende Sicherungsmaßnahmen (Not-
schloss) und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an wel-
chem der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde. 
 
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folgeschäden wegen eines Schlüssel-
verlustes. 
 
Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von Tresor- und Möbelschlüsseln so-
wie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen Sachen. 
 
Die Höchstersatzleistung der ARAG ist im 6.000 EUR je Schadenereignis und Versiche-
rungsjahr begrenzt. Der Versicherungsnehmer hat von derartigen Schäden 100 EUR 
selbst zu tragen, sofern keine höhere Selbstbeteiligung vertraglich vereinbart ist. 

11. Selbstbeteiligung 
 
 Falls besonders vereinbart, trägt der Versicherungsnehmer von jedem Schaden 150 Euro 

selbst. 
12. Höchstersatzleistung 
 
 Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt

das Doppelte der vereinbarten Deckungssummen. 
 

B. Haus- und Grundstückshaftpflicht 
 
 
 (Sowohl gegen Beitrag als auch bei beitragsfreiem Einschluss) 

Übt der Versicherungsnehmer auf dem Grundstück einen Beruf oder Betrieb aus, wird 
der Versicherungsschutz für das Haftpflichtrisiko aus dem Haus- und Grundbesitz nur 
durch eine besondere Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung gewährt. 
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1. 

 Versichert ist im Rahmen der allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung (AHB) und der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers als Haus- und/oder Grundstücksbesitzer, z.B. als Ei-
gentümer, Mieter, Pächter, Nießbraucher oder Verwalter (auch Verwalter des gemein-
schaftlichen Wohnungseigentums) für das im Versicherungsschein und seinen Nachträ-
gen beschriebene Gebäude oder Grundstück. 

2. Mitversichert ist hinsichtlich des versicherten Grundstückes die gesetzliche Haftpflicht 
 
 2.1 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neu-

bau, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten Bausumme 
von 25.000 EUR je Bauvorhaben. Wird dieser Betrag überschritten, so entfällt die 
Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
(Ziff. 4 AHB); 

 
2.2 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen 

Betreuung der Grundstücke beauftragten Personen für Ansprüche, die gegen sie aus 
Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen erhoben werden. 

 
2.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich 

um Arbeitsunfälle und Berufserkrankungen im Betrieb des Versicherungsnehmers 
gemäß den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches (SGB) VII handelt. Das Gleiche 
gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Aus-
übung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt wer-
den. 

 

Mitversichert bleiben jedoch Regressansprüche von Sozialversicherungsträgern ge-
mäß § 110 Sozialgesetzbuch (SGB) VII (vgl. Ziff. 7.5 AHB), und zwar auch für Ange-
hörige, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben; 

 
2.4 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die 

Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand; 
 
2.5 der Zwangs- oder Konkursverwalter in dieser Eigenschaft. 
 

2.6 Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im Sinne des Wohnungseigen-
tumsgesetzes gilt außerdem: 

(1) VN ist die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. 

(2) Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer aus dem gemeinschaftlichen Eigentum. 

(3) Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Verwalters und der 
Wohnungseigentümer bei Betätigung im Interesse und für Zwecke der Gemein-
schaft. 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.4 AHB – 

– Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den Verwalter; 

– Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer; 

– gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betätigung im Interesse 
und für Zwecke der Gemeinschaft. 

Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und Teileigentum 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

Die gesetzliche Haftpflicht aus Sondereigentum ist im Rahmen der Privathaftpflicht-
Versicherung zu versichern. 

 
3. Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden im Rahmen des ARAG Haus- 

und Grundbesitzerhaftpflicht-Schutzes – außer Anlagenrisiko 

 (1) Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden wie Sachschä-
den behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für 
unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemi-
schen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grund-
wassers (Gewässerschäden) mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen 
zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser ge-
lagerten Stoffe (Versicherungsschutz hierfür wird ausschließlich durch gesonderten 
Vertrag gewährt). 

 
Die Gesamtleistung des Versicherers beträgt für Sach- und Vermögensschäden zu-
sammen 50.000 EUR je Schadenereignis, das Zweifache dieser Summe für alle 
Schäden eines Versicherungsjahres. 

 
(2) Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall 

zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte (Rettungs-
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kosten), sowie außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit 
übernommen, als sie zusammen mit der Entschädigungsleistung die Versicherungs-
summe für Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt 
es bei der Regelung der allgemeinen Bedingungen für den ARAG Haftpflicht-Schutz 
(AHB). 

 
Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außergerichtliche Gut-
achterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gung die Versicherungssumme für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung des 
Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder Dritten zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

 
(3) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsneh-

mer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen 
von dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeige-
führt haben. 

 
(4) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die unmittelbar oder mit-

telbar auf Kriegsereignissen, anderen feindlichen Handlungen, Aufruhr, inneren Un-
ruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder unmit-
telbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt 
haben. 

 

4. Bei Bauherren gilt zusätzlich: 

 1. Versicherungsschutz wird nur geboten, wenn Planung, Bauleitung und 
Bauausführung (Ausnahme Bauen in eigener Regie) an einen Dritten vergeben sind. 

 
2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- und Grundbesitzer für das zu 

bebauende Grundstück und das zu errichtende Bauwerk. 
 
3. Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus dem Verändern der 

Grundwasserverhältnisse. 
 
4. Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauarbeiten, spätestens zwei Jahre 

nach Versicherungsbeginn. 

5. Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle während der Versicherungsdauer 
beträgt das Doppelte der vereinbarten  Deckungssummen. 

 
5. Kfz,Kfz-Anhänger, Wasserfahrzeuge und Luftfahrzeuge 
 
 siehe: Privathaftpflicht-Versicherung 

C. Zusatzbedingungen zur Privat- sowie Haus- oder Grundbesitzerhaftpflichtversicherung für die Ver-
sicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden – Anlagenrisiko – 

 
 
1. Gegenstand der Versicherung 
 
 1. Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Inhaber der im Versiche-

rungsschein oder seinen Nachträgen angegebenen Anlagen zur Lagerung von ge-
wässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe für 
unmittelbare oder mittelbare Folgen (Personen-, Sach- und Vermögensschäden) von 
Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit 
eines Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewässerschaden). 

 
2. Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen sowie im Folgenden nichts 

anderes bestimmt ist, finden die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB) Anwendung. 

 
3. Mitversichert sind Personen, die der Versicherungsnehmer durch Arbeitsvertrag mit 

der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke 
beauftragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtung in Anspruch ge-
nommen werden. 

 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich 
um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers ge-
mäß den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII handelt. 

 

2. Versicherungsleistungen 

 Der Versicherungsschutz wird im Rahmen der beantragten Pauschaldeckungssummen 
für Personen-, Sach- und Vermögensschäden je Schadenereignis gewährt. Die Gesamt-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres (Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden) beträgt das Doppelte der vereinbarten Versicherungssumme. 
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3. Rettungskosten 

 (1) Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall 
zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten halten durfte (Rettungs-
kosten) sowie außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit 
übernommen, als sie zusammen mit der Entschädigungsleistung die Pauschalde-
ckungssumme nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversiche-
rung. 

 
(2) Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außergerichtliche Gut-

achterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gung die Pauschaldeckungssumme übersteigen. Eine Billigung des Versicherers von 
Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

 
4. Vorsätzliche Verstöße 
 
 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 

oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem 
Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer ge-
richteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 
 

5. Vorsorgeversicherung 

 Die Bestimmungen der Ziff. 3.1.3 und der Ziff. 4 der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung – Vorsorgeversicherung – finden keine 
Anwendung. 
 

6. Gemeingefahren 
 
 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die unmittelbar oder mittel-

bar auf Kriegsereignissen, anderen feindlichen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder unmittelbar auf 
Verfügung oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt für Schäden 
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 
 

7. Eingeschlossene Schäden 
 
 Eingeschlossen sind abweichend von Ziff. 1.1 AHB – auch ohne dass ein Gewässer-

schaden droht oder eintritt – Schäden an unbeweglichen Sachen des Versicherungs-
nehmers, die dadurch verursacht werden, dass die gewässerschädlichen Stoffe bestim-
mungswidrig aus der Anlage (gemäß § 1 Abs. 1 der Zusatzbedingungen) ausgetreten 
sind. Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zustandes, 
wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Eintretende Wertverbesserungen sind ab-
zuziehen. 
 
Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage (gemäß § 1 Abs. 1 der Zusatzbedin-
gungen) selbst. 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 250 Euro selbst zu tragen. 

D. Jagdhaftpflichtversicherung 
 
 
 (Die Jahresprämie wird unabhängig vom Lösungstag des Jagdscheins berechnet.) 

 
1. Versichert ist im  Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 

Haftpflicht-Versicherung (AHB) und der nachfolgenden Bestimmungen die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus erlaubter jagdlicher 
Betätigung. 

 
2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
 

a) aus erlaubtem Besitz und aus dem Gebrauch von Hieb-, Stoß- und Schusswaf-
fen sowie Munition und Geschossen, auch außerhalb der Jagd, nicht jedoch zu 
strafbaren Handlungen; 

 
b) aus fahrlässigem Überschreiten der Notwehr; 

 
c) aus fahrlässigem Überschreiten von Rechten im Jagdschutz; 

 
d) aus Halten und Führen (auch Abrichten und Ausbilden) von höchstens zwei an-

erkannten Jagdgebrauchshunden auch außerhalb der Jagd. 
 

Sind mehr als zwei Hunde – eigene und fremde – vorhanden, ist nur die gesetzli-
che Haftpflicht für die beiden am längsten im Besitz des Versicherungsnehmers 
befindlichen Hunde versichert. 

 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters, sofern er nicht gewerbs-
mäßig tätig ist; 
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e) als Eigentümer, Halter oder Führer von Wasserfahrzeugen, nicht jedoch Motor-

booten, mit Hilfsmotor versehenen Fahrzeugen jeder Art sowie Segelbooten; 
 

f) als Dienstherr der im Jagdbetrieb beschäftigten Personen (z. B. Berufsjäger, 
Jagdaufseher oder Treiber). 

 
Abs. I Ziff. 1 c), d) und 2 dieser Besonderen Bedingungen und Risikobeschrei-
bungen gelten entsprechend. 

 
3. Nicht versichert sind Ansprüche aus Wildschaden. 
 
4. Kfz, Kfz-Anhänger und Luftfahrzeuge siehe: 
 

Privathaftpflicht-Versicherung 
 
5. Die Versicherung ausländischer Jäger erstreckt sich nur auf gesetzliche 

Haftpflichtansprüche nach deutschem Recht und auf Haftpflichtstreitigkeiten vor 
deutschen Gerichten. 

6. Besondere Bedingungen für die Fortsetzung der Jagdhaftpflichtversicherung nach 
dem Tode des Versicherungsnehmers. 

 
Für die Erben des Versicherungsnehmers besteht der bedingungsgemäße Versiche-
rungsschutz im Falle des Todes des Versicherungsnehmers bis zum Ende der lau-
fenden Versicherungsperiode fort. Ausgenommen sind Tätigkeiten, für die der Besitz 
eines Jagdscheines gesetzlich vorgeschrieben ist. 

7. Besondere Bedingungen für die Mitversicherung des Auslandsrisikos in der 
Jagdhaftpflichtversicherung 
7.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 

aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen; das gilt auch für 
Inanspruchnahme als Halter von Jagdhunden. 

7.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
 7.2.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom VN im 

Ausland  eingestellt oder dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut 
worden sind. 

 Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den VN  aus 
Arbeitsunfällen  und Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des 
 Sozialgesetzbuch VII unterliegen  (siehe Ziff. 7.9 AHB); 

 7.2.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive und exemplary 
damages; 

 7.2.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusammenhang 
stehenden  Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen Code Civil 
oder gleichartiger  Bestimmungen anderer Länder; 
7.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abweichend von Ziff. 6.5 

AHB – als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des 
Versicherungs-Falles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die 
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind. 

7.5 Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und Kanada oder in den 
USA, US-Territorien und Kanada geltend gemachten Ansprüchen gilt: 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmer an jedem Schaden: 20 %, 
mindestens 5000 Euro. Kosten gelten als Schadensersatzleistung. 

7.6 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort 
außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, 
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem 
der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen 
Geldinstitut angewiesen ist. 
Wichtiger Hinweis: 
Soweit im Gastland Versicherungs-Pflicht gegen Haftpflichtschäden besteht, 
werden die jeweils geltenden Bestimmungen durch den deutschen V-Schutz in 
der Regel nicht erfüllt. 

8. Für inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt: 
 8.1 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche  

 8.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive und exemplary 
damages; 

 8.1.2 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusammenhang 
stehenden  Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen Code Civil 
oder gleichartiger  Bestimmungen anderer Länder; 
8.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abweichend von Ziff. 6.5 
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AHB – als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des 
Versicherungs-Falles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die 
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind. 

8.3 Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und Kanada oder in den 
USA, US-Territorien und Kanada geltend gemachten Ansprüchen gilt: 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmer an jedem Schaden: 20 %, 
mindestens 5000 Euro. Kosten gelten als Schadensersatzleistung. 

8.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort 
außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, 
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem 
der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen 
Geldinstitut angewiesen ist. 

9. Besondere Bedingungen für den Einschluss von Haftpflichtansprüchen Angehöriger 
in die Jagdhaftpflichtversicherung. 

 
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff.  7.5.1 AHB – gesetzliche Haftpflichtan-
sprüche wegen Personenschäden von Angehörigen des Versicherungsnehmers aus 
Schäden, die durch den Gebrauch von Schusswaffen entstanden sind. 

 
Ausgeschlossen bleiben Schmerzensgeldansprüche. 

 
E. Tierhalterhaftpflicht 
 
 
 1. Versichert ist im Rahmen der allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-

pflichtversicherung (AHB) und der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Tierhalter zu privaten Zwecken. 

 
Mitversichert ist nach Maßgabe der Vertragsbestimmungen die gesetzliche 
Haftpflicht des Hüters – sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist – der im Auftrag des 
Versicherungsnehmers die Führung und/oder Aufsicht über das (die) Tier(e) 
übernommen hat und wegen eines durch das (die) Tier(e) verursachten Schadens 
von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird. 

 
2. Besondere Bedingung für Auslandsschäden 
 

Bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr: 
 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus 
im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen. 

 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb 
der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Eurobetrag 
bei einem in der europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen 
ist. 

 
3. Jahreshöchstleistung 
 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt 
das Doppelte der vereinbarten Deckungssummen. 

 
F. Haftpflichtversicherung aus der privaten Benutzung von Wassersportfahrzeugen 
 
 
 1.  Versichert ist Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 

Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Halten, Besitz und Gebrauch von 
Wassersport-Fahrzeugen, die ausschließlich zu privaten Zwecken und/oder zur 
Vermietung – ohne Berufsbesatzung – benutzt werden, und deren Standort im Inland 
ist. 

 
2. Mitversichert ist 
 

a)  die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Schiffers (Kapitän) in dieser Eigen-
schaft und der Schiffsmannschaft und sonstigen Angestellten und Arbeitern aus 
der Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer; 

 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsneh-
mers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder 
infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 
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b) die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ziehen von Wasserskiläufern und Schirm-
drachenfliegern. 

 
3. Nicht versichert ist 
 

a) die persönliche Haftpflicht des Wasserskiläufers und des Schirmdrachenfliegers; 
 

b) die Haftpflicht wegen Schäden, die sich bei der Beteiligung an Motorbootrennen 
oder bei den damit im Zusammenhang stehenden Übungsfahrten ereignen; 

 
4. Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsneh-

mer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch bewusst gesetz-, 
vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stof-
fen verursachen. 

 
G. Besondere Bedingungen für die Haftpflichtversicherung aus der privaten Benutzung von Wasser-

sportfahrzeugen 
 
 
1. Führen ohne vorgeschriebene be-

hördliche Erlaubnis 
Das Wassersportfahrzeug darf nur von einem berechtigten Führer gebraucht werden. 
Berechtigter Führer ist, wer das Wassersportfahrzeug mit Wissen und Willen des Verfü-
gungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Wassersportfahrzeug nicht von einem unberechtigten Führer ge-
braucht wird. 
 
Der Führer des Wassersportfahrzeugs darf das Wassersportfahrzeug nur mit der erfor-
derlichen behördlichen Erlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Wassersportfahrzeug nicht von einem Führer benutzt wird, 
der nicht die erforderliche behördliche Erlaubnis hat. 
 

2. Auslandsschäden 2.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des 
VN wegen im Ausland vorkommender Versicherungsfälle. 

 
2.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
 
2.2.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungs-

nehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut 
worden sind. 

 
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den VN und den in F 
Ziff. 2 a) genannten Schiffer aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den 
Bestimmungen des Sozialgesetzbuch VII unterliegen (siehe Ziff. 7.9 AHB); 

 
2.2.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive und exemplary 

damages; 
2.2.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusammenhang stehenden 

Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen Code Civil oder 
gleichartiger Bestimmungen anderer Länder; 

 
2.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abweichend von Ziff. 6.5 AHB 

– als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
 

Kosten sind: 
 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur Ab-
wendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des V-Falles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst ent-
stehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstan-
den sind. 

 
2.5 Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und Kanada oder in den USA, 

US-Territorien und Kanada geltend gemachten Ansprüchen gilt: 
 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmer an jedem Schaden: 20 %, mindestens 
5000 Euro. Kosten gelten als Schadensersatzleistung. 

 
2.6 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb 

der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag 
bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen 
ist. 

 
2.7 Im Falle der vorläufigen Beschlagnahme eines Wassersport-Fahrzeuges in einem 

ausländischen Hafen ist die etwa erforderliche Sicherheitsleistung oder Hinterlegung 
ausschließlich Sache des Versicherungsnehmers. 

 
3. Kollisionsschäden Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Haftpflichtansprüche wegen Schä-

den an Wasserfahrzeugen sowie sonstigen schwimmenden oder festen Gegenständen, 
die als Folge eines Zusammenstoßes oder navigatorischen Verschuldens eintreten, 
wenn und soweit ein Kaskoversicherer zur Ersatzleistung verpflichtet ist. 
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4. Gewässerschäden a) Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden wie Sachschä-

den behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für 
unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemi-
schen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grund-
wasser (Gewässerschaden), mit Ausnahme von Gewässerschäden 

 
(1) durch Einleiten oder Einbringen von gewässerschädlichen Stoffen in Gewässer 

oder durch sonstiges bewusstes Einwirken auf Gewässer. 
 

Dies gilt auch, wenn die Einleitung oder Einwirkung zur Rettung anderer Rechts-
güter geboten ist; 

 
(2) durch betriebsbedingtes Abtropfen oder Ablaufen von Öl oder anderen Flüssig-

keiten aus Tankverschlüssen, Betankungsanlagen oder aus maschinellen Ein-
richtungen des Schiffes. 

 
b) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsneh-

mer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen 
von dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeige-
führt haben. 

 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die unmittelbar oder mit-
telbar auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Un-
ruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder unmit-
telbar auf Verfügung oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt für 
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt ha-
ben. 

 
Besondere Bedingungen, Risikobeschreibungen und Erläuterungen für die Haftpflichtversicherung von 
gewerblichen und beruflichen Risiken sowie der Vereinshaftpflichtversicherung 
 
Bestimmungen für alle Betriebe und Berufe 
 
 
1. Versicherte Risiken 
 
 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen V-Bedingungen für die Haftpflicht-

Versicherung (AHB) und der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht 
des VN aus dem im Versicherungs-Schein und seinen Nachträgen angegebenen Betrieb 
mit seinen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen oder Tätigkeiten bzw. aus der Ausübung 
der im Versicherungs-Schein und seinen Nachträgen beschriebenen beruflichen Tätig-
keit. 

Risikoveränderungen, die sich nach Vertragsabschluss ergeben (z. B. Personalanbau, 
Anschaffung neuer Maschinen, Eröffnung zusätzlicher Betriebe, Betriebsumstellung) 
sind im Umfang von Ziff. 3.1.2 und Ziff. 4 AHB mitversichert. Auf die Frist zur Anzeige 
nach Ziff. 4.1.1 und Ziff.  13.1 AHB wird besonders hingewiesen. 
 

1.1 Mitversicherte Risiken Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
 
1.1.1 des Versicherungsnehmers als Eigentümer, Mieter, Pächter und Nutznießer von 

Grundstücken - nicht jedoch von Luftlandeplätzen -, Gebäuden oder Räumlichkei-
ten, die ausschließlich für den versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke des Ver-
sicherungsnehmers und seiner Betriebsangehörigen benutzt werden(Umfang des 
Versicherungs-Schutzes siehe Ziff. 7.3). 

 
Bei der Berufshaftpflicht-Versicherung gelten diese Bestimmungen, wenn Berufs-
stätte und Wohnung in engem räumlichen Zusammenhang stehen. 

 
1.1.2 des Versicherungsnehmers aus seinen Sozialeinrichtungen für 

Betriebsangehörige, die ausschließlich für den versicherten Betrieb bestimmt sind 
(z. B. Werkskantinen, Badeanstalten, Erholungsheime, Kindergärten u. dgl.), aus 
Vorhandensein und Betätigung einer Betriebsfeuerwehr und aus dem Überlassen 
von Plätzen, Räumen und Geräten an die Sportgemeinschaft seines Betriebes. 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus der Betätigung der 
Betriebssportgemeinschaft sowie die persönliche Haftpflicht der Mitglieder aus 
ihrer Betätigung in dieser; 

 
1.1.3 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die 

er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles 
desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft; 

 
1.1.4 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer 

dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen; 
 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsneh-
mers gemäß den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII handelt. Das gleiche 
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gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in 
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden. 

 
1.2 Nicht versicherte Risiken Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu versichern ist, was nicht nach 

dem Antrag ausdrücklich in Versicherung gegeben oder nach Besonderen Bedingungen 
oder Risikobeschreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert ist, insbesondere die 
Haftpflicht 
 
1.2.1 aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder Beruf eigen noch sonst 

dem versicherten Risiko zuzurechnen sind; 
 
1.2.2 aus dem Überlassen von selbst fahrenden Arbeitsmaschinen oder der Abgabe von 

Kraft an Betriebsfremde; 
 
1.2.3 aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Sprengstoffen oder ihrer La-

gerung zu Großhandelszwecken sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen von 
Feuerwerken; 

 
1.2.4 aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von Personen oder Sachen 

sowie aus der selbstständigen und nichtselbstständigen Teilnahme am Eisen-
bahnbetrieb; 

 
1.2.5 bei Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern oder Wasserfahrzeugen 
 

(1) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kraft-
fahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen; 

 
(2) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 

von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Was-
serfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Was-
serfahrzeugs in Anspruch genommen werden; 

 
(3) Besteht für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) 

kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten; 
 
(4) Eine Tätigkeit der in (1) und (2) genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, 

Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser 
Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs 
ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird; 

 
1.2.6 (1)  wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 

von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft-
fahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luftfahr-
zeugs in Anspruch genommen werden. 

 
(2) Besteht für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) 

kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
 

(3) Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
 

a) der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luftfahr-
zeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den 
Bau von Luftfahrzeugen oder den Einbau in Luftfahrzeuge bestimmt waren; 

 
b) Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, 

Beförderung) an Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugteilen, und zwar wegen 
Schäden an Luftfahrzeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insas-
sen sowie wegen sonstiger Schäden durch Luftfahrzeuge; 

 
1.2.7 aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse. 
 
1.2.8 Brand- und Explosionsschäden 
 

Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder 
sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stoffen verursa-
chen. 

 
1.2.9. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die nachweislich 

auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge-
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

 
1.2.10  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche auf Entschädi-

gung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages. 
 

Haus- und Grundstückshaftpflicht 
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 (sowohl gegen Beitrag als auch bei beitragsfreiem Einschluss) 
 
Übt der Versicherungsnehmer auf dem Grundstück einen Beruf oder Betrieb aus, wird 
der Versicherungsschutz für das Haftpflichtrisiko aus dem Haus- und Grundbesitz nur 
durch eine besondere Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung gewährt. 
 
1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Haus- 

und/oder Grundstücksbesitzer, z. B. als Eigentümer, Nießbraucher, Pächter, Mieter, 
Verwalter (auch Verwalter des gemeinschaftlichen Wohnungseigentums). Versichert 
sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungs-
nehmer in den oben genannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhal-
tung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen). 

 
2. Mitversichert ist hinsichtlich des versicherten Grundstückes die gesetzliche 

Haftpflicht 
 

2.1 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von  Bauarbeiten 
(Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu einer 
veranschlagten Bausumme von 25.000 Euro je Bauvorhaben. Wird dieser Betrag 
überschritten, so entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen 
über die Vorsorge-Versicherung (Ziff. 4 AHB); 

 
2.2 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonsti-

gen Betreuung der Grundstücke beauftragten Personen für Ansprüche, die ge-
gen sie aus Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen erhoben werden; 

 
2.3  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 

sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsneh-
mers gemäß den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VI handelt. Das glei-
che gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die 
in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zu-
gefügt werden. 

 
Mitversichert bleiben jedoch Regressansprüche von Sozialversicherungsträgern 
gemäß § 110 Sozialgesetzbuch VII, und zwar auch für Angehörige, die mit dem 
Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben; 
 

2.4 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn 
die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand; 

 
2.5 des Insolvenzverwalters in dieser Eigenschaft. 

 
2.6 Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.14 (1) AHB - Haftpflichtansprüche 

wegen Sachschäden, die durch Abwässer aus dem Rückstau  des 
Straßenkanals auftreten. 

 
Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 
Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-Basis-Versicherung 
keine Anwendung. 

 
2.7 Besondere Bedingung für die Haftpflichtversicherung der Gemeinschaft von 

Wohnungseigentümern 
 

Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im Sinne des Gesetzes vom 
15.03.1951 außerdem: 

 
2.7.1 Versicherungsnehmer ist die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. 

 
2.7.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemeinschaft der 

Wohnungseigentümer aus dem gemeinschaftlichen Eigentum. 
 

2.7.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Verwalters und 
der Wohnungseigentümer bei Betätigung im Interesse und für Zwecke der 
Gemeinschaft. 

 
2.7.4 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7 AHB – 

 
a)  Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den Verwal-

ter; 
 

b)  Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer; 

 
c) gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betätigung im 

Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft. Ausgeschlossen bleiben 
Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und Teileigentum. Die gesetzli-
che Haftpflicht aus Sondereigentum ist im Rahmen der Privathaftpflicht-
Versicherung zu versichern. 

 
3. Bei Bauherren gilt zusätzlich: 
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3.1 Versicherungsschutz wird nur geboten, wenn Planung, Bauleitung und Bauaus-

führung (Ausnahme Bauen in eigener Regie) an einen Dritten vergeben sind. 
 

3.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- und Grundbesitzer für das 
zu bebauende Grundstück und das zu errichtende Bauwerk. 

 
3.3 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus dem Verändern der 

Grundwasserverhältnisse 
 

3.4 Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauarbeiten, spätestens zwei Jahre 
nach Versicherungsbeginn. 

 
3.5 Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle während der Versicherungsdauer 

beträgt das Doppelte der vereinbarten Deckungssummen. 
 

3.6 Kfz, Kfz-Anhänger, Wasserfahrzeuge und Luftfahrzeuge siehe: Privathaftpflicht-
Versicherung. 

 
Falls nicht ausschließlich private Haftpflichtrisiken versichert werden, gilt: 

 
Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 
Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung 
keine Anwendung. 

 
4. Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.3 AHB – die vom VN als Mieter, Entlei-

her, Pächter oder Leasingnehmer durch Vertrag übernommene gesetzliche Haft-
pflicht des jeweiligen Vertragspartners (Vermieter, Verleiher, Verpächter, Leasingge-
ber) in dieser Eigenschaft 

 
 

Besondere Bedingung zur Vorsorgeversicherung 
 
 Abweichend von Ziff. 4 AHB gelten die vereinbarten Deckungssummen auch für die Vor-

sorgeversicherung 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umweltein-
wirkung im Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung) 
 
1. Gegenstand der Versicherung 1.1 Versichert ist - abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB - im Rahmen und Umfang des 

Vertrages die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungs-
nehmers wegen Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung, wenn diese 
Umwelteinwirkung nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen 
ist, die unter Ziff. 2 fallen. 

 
Mitversichert sind gem. Ziff. 2.1 AHB Vermögensschäden aus der Verletzung von 
Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, 
wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. Sie werden wie Sach-
schäden behandelt. 

 
1.2 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Verwen-

dung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang mit versicherten Anlagen 
in Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht 
oder eingeleitet zu sein. 

 
1.3 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht wegen Schäden eines 

Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer 
gelangen. 

 
2. Risikobegrenzung Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus 

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe 
herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten 
(WHG-Anlagen). 

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum Umwelthaftungsgesetz 
(UHG-Anlagen).  

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Be-
stimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen (sonstige dekla-
rierungspflichtige Anlagen). 

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Einbringen oder Einleiten 
von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die phy-
sikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, 
durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum Umwelthaftungsgesetz 
(UHG-Anlagen/Pflichtversicherung).  

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung 
von Anlagen gem. Ziff. 2.1 - 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gem. Ziff. 2.1 
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- 2.5 bestimmt sind. 

3. Fakultative Erweiterung des 
Versicherungsschutzes 

Falls ausdrücklich vereinbart, ist - abweichend von Ziff. 2.6 - versichert die gesetzliche 
Haftpflicht aus Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung 
und Wartung von Anlagen gem. Ziff. 2.1 - 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen 
gem. Ziff. 2.1 - 2.5 bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber 
der Anlagen ist. 
 
Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gem. Ziff. 7.14 (1) AHB findet insoweit 
keine Anwendung. 
 
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden unter den in Ziff. 5 genannten 
Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers 
der Anlage gegen den Versicherungsnehmer bestehen können. 
 

4.  Versicherungsfall Versicherungsfall ist - abweichend von Ziff. 1.1 AHB - die nachprüfbare erste Feststel-
lung des Perso-nenschadens (Tod, Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Men-
schen), Sachschadens (Beschä-digung oder Vernichtung von Sachen) oder eines gem. 
Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen 
Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu die-
sem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Er-
hebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war. 
 

5. Aufwendungen vor Eintritt 
des Versicherungsfalles 

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist, 
 

- nach einer Störung des Betriebes oder 
 

- aufgrund behördlicher Anordnung 
 

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur Abwendung oder 
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gem. Ziff. 
1.1 mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betrie-
bes oder die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung 
fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 

 
5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der Ziff. 5.1 werden 

unter den dort genannten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernom-
men, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Er-
satzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden. 

 
5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
 

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Betriebes oder 
eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen und 

 
 
alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu be-
grenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu ver-
hindern oder den Schadenumfang zu mindern und 

 
auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behördliche 
Anordnungen einzulegen oder 

 
5.3.2  sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 

 
5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 5.3 genannten Obliegenheiten 

vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für Aufwendungen gem. Ziff. 5 vereinbar-
ten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen 
ersetzt. 

 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 5.3 genannten Obliegenheiten 
grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und 
objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmer entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer. 

 
Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger über die 
notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehender Aufwendun-
gen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

 
5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der 

Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag von EUR 50.000  je Störung 
des Betriebes oder behördlicher Anordnung, pro Versicherungsjahr jedoch nur bis 
EUR 100.000 ersetzt. 

 
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 10 % selbst zu tragen. 

 
Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, so werden die 
vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den Versicherungsfall maßge-
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bende Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Auf-
wendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versiche-
rungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat. 

 
5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch soweit sie sich mit Auf-

wendungen im Sinne der Ziff. 5.1 decken - zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, 
Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken 
oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungs-
nehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungs-
nehmers standen. 

 
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines 
sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversi-
cherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen 
des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, 
beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

 
6. Nicht versicherte Tatbestände Nicht versichert sind 

 
6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtrop-
fen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden 
oder ein Gewässer gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Stö-
rung des Betriebes beruhen. 

 
6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige 

oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen entstehen. 
 

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass er nach 
dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelteinwirkun-
gen unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger Schäden 
nicht erkennen musste. 

 
6.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden. 

 
6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Versicherungsverträge 

Versicherungsschutz besteht oder hätte beantragt werden können. 
 

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsneh-
mer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz 
nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren. 

 
6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder 

Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen. 
 

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder 
gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung 
der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 

 
Wird Versicherungsschutz nach Ziff. 3 genommen, gilt dieser Ausschluss insoweit 
nicht. 

 
6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer erzeugte oder ge-

lieferte Abfälle nach Auslieferung entstehen. 
 
6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), 

die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnun-
gen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen. 

 
6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-

ten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die 
vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden 
Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, 
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst 
nicht ausführen. 

 
6.11 Ansprüche 
 

- wegen Bergschäden (i. S. d. § 114 BBergG), soweit es sich handelt um die Be-
schädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und Zubehör; 

 
- wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i. S. d. § 114 BBergG) durch schlagen-

de Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen. 
 
6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grund-

wassers oder seines Fließverhaltens. 
 
6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen 

feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik 
oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das 
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gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte 
ausgewirkt haben. 

 
6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter o-

der eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen. 

 
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter o-
der Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 

 
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer 
oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten. 

 
Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an einem Kraftfahr-
zeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch i. S. dieser 
Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer dieses Fahrzeuges 
ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

 
Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abweichende Regelung getrof-
fen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht. 

 
6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter o-

der eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Luftfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luftfahr-
zeuges in Anspruch genommen werden. 

 
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer 
oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten. 

 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

 
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder 

Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile 
ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in 
Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren, 

 
- Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beför-

derung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen, 
 

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit diesen beförder-
ten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder Raum-
fahrzeuge. 
 

7. Versicherungssum-
men/Maximierung/ 
Serienschadenklau-
sel/Selbstbehalt 

7.1 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall pauschal für Personen-, 
Sach- sowie gem. Ziff. 1.1 mitversicherte Vermögensschäden 250.000 Euro (bei 
Personenschäden für die einzelne Person jedoch nicht mehr als 50.000 Euro). 

 
Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 

 
7.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene Versiche-

rungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, 
wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen 
erstreckt. 
 
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle 

 
– durch dieselbe Umwelteinwirkung 

 
– durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar auf den glei-

chen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ur-
sachen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher, Zusammenhang be-
steht, 

 
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt. 

 
Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen. 

 
7.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von der Schadenersatz-

leistung 10 % selbst zu tragen. 

8. Nachhaftung 8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dauernden Weg-
falls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des Versicherers oder des Ver-
sicherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für solche Personen-, 
Sach- oder gem. Ziff. 1.1 mitversicherte Vermögensschäden weiter, die während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber um Zeitpunkt der Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßga-



34 AHB 16.2 (01.2008) 

be: 
 

– Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der Be-
endigung des Versicherungsverhältnisses an gerechnet. 

 
– Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen 

des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses geltenden 
Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der 
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem das 
Versicherungsverhältnis endet 

 
8.2 Ziff. 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des Versiche-

rungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass 
auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist. 

 
9. Versicherungsfälle Im Ausland 9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziff. 1 dieser Bedingungen - abweichend von 

Ziff. 7.9 AHB - auch im Ausland eintretende Versicherungsfälle, 
 

- die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tätigkeit im Sinne der Ziff. 3 
im Inland zurückzuführen sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziff. 3 nur, 
wenn die Anlagen oder Teile nicht er-sichtlich für das Ausland bestimmt waren; 

 
- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen und 

Messen. 
 
9.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind eingeschlossen im Umfang von Ziff. 

1 dieser Bedingungen - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - auch im Ausland eintretende 
Versicherungsfälle, 

 
9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder Teilen im 

Sinne von  Ziff. 3 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile ersichtlich 
für das Ausland bestimmt waren; 

 
9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von Anlagen 

oder Teilen im Sinne von Ziff. 3 zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten 
im Ausland erfolgen; 

 
9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung zu-

rückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen. 
 

zu Ziff. 9.2: 
 

Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und Sachschäden, die 
Folgen einer plötzlichen und unfallartigen Störung des bestimmungsgemäßen Be-
triebes sind. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Ziff. 5 wer-
den nicht ersetzt. 

 
zu Ziff. 9.2.2 und 9.2.3: 
 
Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im Ausland be-
legene Anlagen oder Betriebsstätten, z.B. Produktions- oder Vertriebsniederlassun-
gen, Läger und dgl. 

 
9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche  
 

9.3.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versiche-
rungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von Arbei-
ten betraut worden sind. 

 
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer und die unter Ziff. 7.1.2.3 genannten Personen aus Arbeitsunfäl-
len und Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII 
unterliegen (siehe Ziff. 7.9 AHB); 

 
9.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary 

damages; 
 

9.3.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit  im Zusammenhang ste-
henden Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen Code Civil oder 
gleichartiger Bestimmungen anderer Länder; 

 
9.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend von Ziff. 6.5 AHB - 

als Leistungen auf die V-Summe angerechnet. 
 

Kosten sind: 
 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur Ab-
wendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfal-
les sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht 
selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versiche-
rers entstanden sind. 
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9.5 Bei Versicherungsfällen in USA/US-Territorien und Kanada oder in den USA/US-

Territorien und Kanada geltend gemachten Ansprüchen, gilt: 
 
 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmer an jedem Schaden: 20 %, mindestens 

5000 Euro. Kosten gelten als Schadensersatzleistung. 
 
9.6 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb 

der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag 
bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen 
ist. 

 
10. Inländische Versicherungs-

fälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden 

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt: 
 
10.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche  
 

10.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exempla-
ry damages. 

 
10.1.2 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit  im Zusammenhang 

stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen Code Ci-
vil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 

 
10.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten - abweichend von Ziff. 6.5 AHB - wer-

den als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
 

Kosten sind: 
 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versi-
cherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind; 

 
10.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA/US-Territorien und Kanada geltend gemacht 

werden, gilt: 
 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmer an jedem Schaden: 20 %, mindestens 
5000 Euro. Kosten gelten als Schadensersatzleistung. 

 
10.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außer-

halb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten 
die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Eu-
ro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist. 

 
Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
 
 
 sind nur Vertragsinhalt, wenn ausdrücklich vereinbart. 

 
Anlagen Regress-Risiko 
 
 Siehe Ziff. 3 der Umwelthaftpflichtbasisversicherung. Abweichend von der Umwelthaft-

pflichtbasisversicherung gelten die 
 

Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden 
durch Umwelteinwirkung (Umwelthaftpflicht-Modell) 

 
1. Gegenstand der Versicherung 1.1 Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen 

Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und den 
nachfolgenden Vereinbarungen. 

 
1.2 Versichert ist – abweichend von Ziff. 7.10 (b)AHB – die gesetzliche Haftpflicht privat-

rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschäden 
durch Umwelteinwirkung auf Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) für die 
gem. Ziff. 2 in Versicherung gegebenen Risiken. 

 
Mitversichert sind gem. Ziff. 2.1 AHB Vermögensschäden aus der Verletzung von 
Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, 
wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. Sie werden wie Sachschä-
den behandelt. 

 
1.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
 

1.3.1  der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers  und solcher Personen, 
die er zur Leitung oder  Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder eines  
Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft; 
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1.3.2 sämtlicher übriger Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer 

dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen. 
 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungs-
nehmers gemäß den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII handelt. Das 
gleiche gilt für solche Dienstunfälle gem. den beamten rechtlichen Vorschriften, 
die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden. 

 
1.4 Falls besonders vereinbart, sind eingeschlossen im Umfang der gem. Ziff. 2 

versicherten Risiken folgende Deckungserweiterungen: 
 

1.4.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Gebrauch von folgenden, 
nicht versicherungspflichtigen Kfz: 

 
– Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, die nur 

auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren; 
 

– Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit; 
 

– selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h (Selbst fah-
rende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren 
besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leis-
tung von Arbeit, nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt 
und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr be-
stimmten Art solcher Fahrzeuge gehören). 

 
Hierfür gilt: 

 
Hinsichtlich der Umwelthaftpflicht -Basisversicherung gelten für die vorge-
nannten Kfz nicht die Ausschlüsse in Ziff. 3.1 (2) und 4.3 (1) AHB. 

 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Be-
rechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungs-
berechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer ge-
braucht wird.  
 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder 
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

 
1.4.2 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7. 6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 

wegen Schäden an gemieteten, gepachteten Gebäuden und/oder Räumlichkei-
ten durch Brand und Explosion und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. 

 
Ausgeschlossen bleiben die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen 
der Feuerversicherer bei Übergreifenden Schadenereignissen fallenden Rück-
griffsansprüche. 

 
1.4.3 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.3 AHB - die der Bundesbahn 

gegenüber gemäß den Allgemeinen Bedingungen für Privatgleisanschlüsse 
(PAB) Übernommene Haftpflicht des Versicherungsnehmers (nicht jedoch eine 
darüber hinaus zusätzlich vereinbarte Haftung). 

 
 Für Ärzte gilt: 
 
 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht 

aus der Beschädigung von gemieteten Praxisräumen und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden. 

 
1.5 Ausgeschlossen sind 

1.5.1 Haftpflichtansprüche wegen 

a) Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung, 
 
b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbereitungs-

anlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten, 
 
c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen besonders 

versichern kann; 

1.5.2 die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der Feuerversicherer bei 
übergreifenden Schadenereignissen fallenden Rückgriffsansprüche. 

1.6 Für Gemeinschaften von Wohnungseigentümern gilt: 
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Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.4 AHB - 

a) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den Verwalter; 
 
b) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die Gemeinschaft der 

Wohnungseigentümer; 
 
c) gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betätigung im Interesse 

und für Zwecke der Gemeinschaft. 

Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und Teileigentum 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

1.7 Für Bahnhofsgaststätten und Bahnhofshotels gilt: 

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die von der Deutsche Bahn AG 
gemäß den  Allgemeinen Vertragsbedingungen für Nebenbetriebe der DB (AVN) ü-
bernommene gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts (nicht jedoch eine dar-
über hinaus zusätzlich vereinbarte Haftung). 

Ausgeschlossen bleibt die Beschädigung der gepachteten Gegenstände (Ziff. 7.6 
AHB). 

 
2. Umfang der Versicherung Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf die im Versicherungsschein aufgeführ-

ten Risiken. 
Versicherungsschutz besteht für die unter Ziff. 2.1-2.5 aufgeführten, jeweils ausdrücklich 
zu vereinbarenden Risikobausteine: 
 
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe 

herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten 
(WHG-Anlagen) (Risikoklasse 3). 

 
Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 zum UmweltHG 
aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie Schäden 
durch Abwässer. 

 
2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum UmweltHG (UmweltHG-

Anlagen). Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie 
Schäden durch Abwässer (Risikoklasse 4-7). 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Be-
stimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich 
nicht um WHG- oder UmweltHG-Anlagen handelt (sonstige deklarierungspflichtige 
Anlagen) (Risikoklasse 2.1 - 2.3). 

 
Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer und Schäden 
durch Abwässer. 

 
2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von 

Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikali-
sche, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch 
den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

 
Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gem. § 4 Ziff. I 5 AHB findet insoweit 
keine Anwendung. 

 
2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum UmweltHG (UmweltHG-

Anlagen/Pflichtversicherung (Risikoklasse 8 + 9). 
 

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Verwen-
dung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang mit versicherten Anlagen 
gem. Ziff. 2.1-2.5 in Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) gelangen, ohne in 
diese eingebracht oder eingeleitet zu sein. 

 
Der Versicherungsschutz gem. Ziff. 2.1-2.5 bezieht sich auch auf die Haftpflicht we-
gen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in Abwässer und mit 
diesen in Gewässer gelangen. 

 
 

3. Vorsorgeversiche-
rung/Erhöhungen und Erwei-
terungen 

3.1 Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (3) und 4 AHB - Vorsorgeversicherung - finden für die 
Ziff. 2.1 - 2.6 keine Anwendung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken bedarf 
insoweit besonderer Vereinbarung. 

 
3.2 Ziff. 3.1 (2) und 3.2 AHB - Erhöhungen und Erweiterungen - findet für die Ziff. 2.1 - 

2.6 ebenfalls keine Anwendung; hiervon unberührt bleiben mengenmäßige 
Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter Ziff. 2 versicherten Risiken. 

 
4. Versicherungssum-

men/Maximierung/ 
Selbstbehalt 

4.1 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall pauschal für Personen-, Sach- 
sowie gem. Ziff., 1.2 mitversicherte Vermögensschäden 1 Mio. Euro (bei Personen-
schäden für die einzelne Person jedoch nicht mehr als 50.000 Euro). 
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Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 

 
4.2 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von der Schadenersatz-

leistung 10 % selbst zu tragen. 
 

BB 2 Besondere Bedingungen für den Einschluss von Bearbeitungsschäden 
 

 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus 
Schäden, die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sachen entstanden sind und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden, wenn diese Schäden 
 
- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an die-

sen Sachen entstanden sind; 
 
- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durch-

führung seiner gewerblichen und beruflichen Tätigkeit benutzt hat, durch eine ge-
werbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind und 
sich diese Sachen im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden ha-
ben.. Die Ausschlussbestimmungen des Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und 
des Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) 
bleiben bestehen. 

 
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung 
 
a) von Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder -verarbeitung, 

Reparatur oder zu sonstigen Zwecken befinden, befunden haben oder die von ihm 
übernommen wurden; 

 
b) der Ladung von Land- und Wasserfahrzeugen sowie Containern durch/oder beim 

Be- und Entladen. Für Container gilt dies auch dann, wenn die Schäden entstehen 
beim Abheben von oder Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder 
Winden zum Zwecke des Be- und Entladens. 

 
c) von Erdleitungen, elektrische Frei- oder Oberleitungen. 
 

Die Deckungssumme beträgt je Schadenereignis 10.000 Euro innerhalb der De-
ckungssumme für Sachschäden. Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres beträgt das Zweifache dieser Deckungssumme.  

 
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden beträgt 20 %, min-
destens 50 Euro. 
 

BB 4 Besondere Bedingung für den Einschluss von Bearbeitungsschäden bei Be- und Entladearbeiten (Be- und 
Entladeklausel) 

 
 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus der 

Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen beim Be- und Entladen und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden. 
 
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleibt gemäß Ziff. 7.7  AHB die Beschädi-
gung der Ladung von Fahrzeugen. 
 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden beträgt 20 % mindes-
tens 50 Euro höchstens 2.500 Euro. 
 

BB 28 Besondere Bedingungen für den Einschluss von Auslandsschäden in die Betriebshaftpflichtversicherung (Bau-
stein-Modell) 

 Insgesamt gilt: 
 
1. Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des 

Versicherungsnehmers wegen im Ausland vorkommender Versicherungsfälle 
 

a. aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen, 
Kongressen, Messen und Märkten; 

 
 
b. durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass der Versicherungs-

nehmer dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen; 
 

c. durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins europäische Ausland gelie-
fert hat, hat liefern lassen oder die dorthin gelangt sind; 

 
d. aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten (auch Inspektion und 

Kundendienst) oder sonstigen Leistungen im Inland oder europäischen Ausland. 
 

Zu lit. b. und c.: 
 

Für Versicherungsfälle in den USA, US-Territorien oder Kanada durch Erzeugnisse, 
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die im Zeitpunkt ihrer Auslieferung durch den Versicherungsnehmer oder von ihm 
beauftragte Dritte ersichtlich für eine Lieferung in die USA, US-Territorien oder nach 
Kanada bestimmt waren, besteht Versicherungsschutz nur nach besonderer Verein-
barung. 

 
(Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im Ausland be-
legene Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger u. 
dgl. sowie eine Erweiterung des Export-, Arbeits- oder Leistungsrisikos auf Länder 
außerhalb Europas) 
 

 
 
2. Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von 

Personen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der 
Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. 

 
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsneh-
mer und die unter Ziff. 7.1.2.3 genannten Personen aus Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen (siehe 
Ziff. 7.9 AHB); 

 
3. Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden abweichend von Ziff. 6.5 AHB 

als Leistungen auf die Versicherungs-Summe angerechnet. 
 

Kosten sind: 
 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur Ab-
wendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
Falles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer 
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versi-
cherers entstanden sind. 

 
4. Bei Versicherungs-Fällen in den USA/US-Territorien und Kanada oder in den 

USA/US-Territorien und Kanada geltend gemachten Ansprüchen gilt: 
 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmer an jedem Schaden:20%, mindestens 
EUR 5.000. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen. 

 
5. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb 

der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag 
bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen 
ist. 

 

BB 40 Besondere Bedingung für den Einschluss von Mietsachschäden anlässlich Geschäftsreisen 

 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Schäden, die anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen an gemieteten Räumen in Ge-
bäuden entstehen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
 
Ausgeschlossen sind 
 
a) Haftpflichtansprüche wegen 
 

1. Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung, 
 

2. Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbereitungsanla-
gen sowie an Elektro- und Gasgeräten, 

 
3. Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen besonders versi-

chern kann; 
 
b) die unter Regressverzicht nach dem Abkommen der Feuerversicherer bei übergrei-

fenden Schadenereignissen fallenden Rückgriffsansprüche. 
 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 %, höchstens 1.000 Euro 
selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung für derartige Schäden beträgt innerhalb 
der Deckungssumme für Sachschäden 25.000 Euro je Schadenereignis, begrenzt 
auf 50.000 Euro für alle Schäden eines Versicherungsjahres. 

 

BB 10 Besondere Bedingungen für die Mitversicherung von Vermögensschäden 

 (1) Falls besonders vereinbart, ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Vermögensschäden im Sinne des Ziff. 2.1 AHB aus Versicherungsfällen mit-
versichert, die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

 
(2) Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 
 

a. durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für seine Rech-
nung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder 
sonstige Leistungen; 
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b. aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender oder gutach-

terlicher Tätigkeit; 
 

c. aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich verbundene 
Unternehmen; 

 
d. aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

 
e. aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung; 

 
f. aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen 

wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenfüh-
rung sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

 
g. aus Rationalisierung und Automatisierung, Datenerfassung, -speicherung, -

sicherung, -wiederherstellung, Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten. 

 
h. aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und Namensrechten, gewerbli-

chen Schutzrechten und Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbs-
rechts; 

 
i. aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenanschlägen; 

 
j. aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder gegenwärtige 

Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer 
vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien / Organe im Zusammenhang 
stehen; 

 
k. aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften, von 

Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewuss-
ter Pflichtverletzung; 

 
l. aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld, Wertpapieren und 

Wertsachen. 
 

Die Deckungssumme beträgt je Schadenereignis 50.000 Euro. Die Gesamtleistung 
für alle Versicherungs-Fälle eines Versicherungs-Jahres beträgt das Doppelte dieser 
Deckungssumme. 

 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden beträgt: 20 %, 
mindestens 50 Euro. 

 
BB 15 Besondere Bedingung für den Einschluss von Bearbeitungsschäden bei Be- und Entladearbeiten (Be- und 

Entladeklausel) – einschließlich Container – 
 
 Eingeschlossen ist – abweichend Ziff. 7.7 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus der Be-

schädigung von Land- und Wasserfahrzeugen sowie Containern beim Be- und Entladen 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
 
Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungsschutz, wenn diese ent-
stehen beim Abheben von oder Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne 
oder Winden zum Zwecke des Be- oder Entladens. 
 
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleibt gemäß Ziff. 7.7AHB die Beschädigung 
der Ladung von Fahrzeugen und Containern. 
 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden beträgt 20 %, 
mindestens 50 Euro, höchstens 2.500 Euro. 
 

Für spezielle Betriebsarten gilt 
 
 
R 3 Bauhandwerker 
 
Mängelbeseitigungsnebenkosten Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Sachschäden, die als Folge eines mangel-

haften Werkes auftreten, und erfasst insoweit auch die Kosten, die erforderlich sind, 
um die mangelhafte Werkleistung zum Zwecke der Schadenbeseitigung zugänglich zu 
machen und um den vorherigen Zustand wieder herzustellen. Nicht versichert sind die-
se Kosten, wenn sie nur zur Nachbesserung aufgewendet werden, ohne dass ein Fol-
geschaden eingetreten ist. Ferner sind in jedem Falle nicht versichert die Kosten des 
Versicherungsnehmers für die Beseitigung des Mangels an der Werkleistung selbst.  
 

BB 21 Besondere Bedingung für den Einschluss von Sachschäden durch allmähliche Einwirkung und Abwässer in die 
Betriebs-Haftpflichtver-sicherung von Bauhandwerkern 

 
 Eingeschlossen sind in Abweichung von Ziff. 7.14 (1) AHB Haftpflichtansprüche aus 

Sachschaden durch Abwässer. Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässe-
rungsleitungen durch Verschmutzungen und Verstopfungen und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden. 
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Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 
 
Die Höchstersatzleistung des Versicherers beträgt je Schadenereignis 50.000 Euro 
und für alle Schäden eines Versicherungsjahres 100.000 Euro. 
 

BB 16 Besondere Bedingungen für Haftpflichtschäden an Erdleitungen (für Baunebenbetriebe) 
 
 Für Haftpflichtansprüche aus der Beschädigung von Erdleitungen (Kabel, Kanäle, 

Wasserleitungen, Gasrohre und andere Rohrleitungen) aus Anlass von Arbeiten ir-
gendwelcher Art besteht nur dann Versicherungsschutz im Rahmen der AHB, wenn die 
folgenden Maßnahmen durchgeführt worden sind: 
 
1. Vor Ausführung der Arbeiten ist von den zuständigen Stellen z. B. Fernmeldeamt, 

Elektrizitätswerk, Gaswerk, Tiefbauamt – eine schriftliche Auskunft darüber einzu-
holen, ob und wo an der Arbeitsstelle Erdleitungen verlaufen. Ist schriftliche Aus-
kunft nicht zu erlangen, so muss das Ergebnis der Ermittlungen den zuständigen 
Stellen durch eingeschriebenen Brief bestätigt werden. 

 
2. Leitet der Versicherungsnehmer die Bauarbeiten nicht selbst, so hat er das Ergeb-

nis seiner Ermittlungen zu 1. vor Beginn der Arbeiten dem für die Baustelle Ver-
antwortlichen gegen eine schriftliche Empfangsbescheinigung auszuhändigen. 
Wenn es sich um Postkabel handelt, müssen außerdem die “Anweisung zum 
Schutz unterirdischer Fernmeldeanlagen der Deutschen Bundespost bei Arbeiten 
anderer (Kabel-Schutzanweisung)” – Ausgabe Januar 1954 – oder an deren Stelle 
von der Bundespost erlassene Anweisungen ausgehändigt werden. 

 
3. Der Beginn der Arbeiten ist den zuständigen Stellen so rechtzeitig schriftlich mitzu-

teilen, dass sie erforderliche Sicherungsmaßnahmen treffen können; bei Postka-
beln ist die Mitteilung in Eilfällen dem nächsten Postamt zu machen. 

 
4. Jede Beschädigung von Erdleitungen ist den zuständigen Stellen sofort zu melden 

und schriftlich zu bestätigen. 
 
5. An jedem unter den Versicherungsschutz fallenden Schaden hat der Versiche-

rungsnehmer 20 %, mindestens 50 Euro; höchstens 2.500 Euro selbst zu tragen. 
 

BB 20 Besondere Bedingungen für den Einschluss von Bearbeitungsschäden in die Haftpflichtversicherung von 
Betrieben des Baugewerbes 

 
 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus 

Schäden, die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sachen entstanden sind und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden, wenn diese Schäden  
 
durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des VN an diesen Sachen entstanden 
sind; 
 
dadurch entstanden sind, dass der VN diese Sachen zur Durchführung seiner gewerb-
lichen und beruflichen Tätigkeit benutzt hat, durch eine gewerbliche oder berufliche Tä-
tigkeit des VN entstanden sind und sich diese Sachen im unmittelbaren Einwirkungsbe-
reich der Tätigkeit befunden haben.. Die Ausschlussbestimmungen des Ziff. 1.2 AHB 
(Erfüllungsansprüche) und des Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder geliefer-
ten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
 
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung 
 
a) von Sachen, die sich beim VN zur Lohnbe- oder -verarbeitung, Reparatur oder zu 

sonstigen Zwecken befinden, befunden haben oder die von ihm übernommen wur-
den; 

 
b) der Ladung von Land- und Wasserfahrzeugen sowie Containern durch/oder beim 

Be- und Entladen. Für Container gilt dies auch dann, wenn die Schäden entstehen 
beim Abheben von oder Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder 
Winden zum Zwecke des Be- und Entladens. 

 
c) von Erdleitungen, elektrische Frei- oder Oberleitungen. 
 

Die Deckungssumme beträgt je Schadenereignis 10.000 Euro innerhalb der De-
ckungssumme für Sachschäden. Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres beträgt das Zweifache dieser Deckungssumme. 

 
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden beträgt 20 %, 
mindestens 50 Euro. 

 
 
BB 36  Besondere Bedingung für den Einschluss von Mietsachschäden 
 
 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus der 

Beschädigung von zu gewerblichen Zwecken gemieteten Räumen in Gebäuden. Aus-
geschlossen sind:  
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1. Haftpflichtansprüche wegen 
 

a)  Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung, 
 

b)  Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbereitungsanla-
gen sowie an Elektro- und Gasgeräten 

 
c)  Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen besonders ver-

sichern kann; 
 
2. die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der Feuerversicherer bei ü-

bergreifenden Schadenereignissen fallenden Rückgriffsansprüche. 
 

Die Höchstersatzleistung des Versicherers beträgt je Schadenereignis 25.000 Euro 
und für alle Schäden eines Versicherungsjahres 50.000 Euro. 

 
BB 8  Besondere Bedingung für die Mitversicherung der gesetzlichen Haftpflicht aus Halten und Führen von nicht 

zulassungs- und nicht versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen 
 
 Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in Ziff. 3.1.2 und in Ziff. 4.3.2 

AHB. 
 
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Fahrer eines Kraft-
fahrzeuges beim Eintritt des Versicherungsfalles auf öffentlichen Wegen und Plätzen 
nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat. 
 
Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versicherungsnehmer, dem Hal-
ter oder Eigentümer bestehen, wenn dieser das Vorliegen der Fahrerlaubnis bei dem 
berechtigten Fahrer ohne Verschulden annehmen durfte oder wenn ein unberechtigter 
Fahrer das Fahrzeug geführt hat. 
 
 
 

BB 12 Besondere Bedingung für Auslandsdeckung in der Haftpflichtversicherung für Apotheker 
 
 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus im 

europäischen Ausland vorkommenden Schadenereignissen, die auf die Abgabe von 
Arzneimitteln und anderen apothekenüblichen Waren in der Bundesrepublik Deutsch-
land an Verbraucher zurückzuführen sind. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in 
Euro. 
 
Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist. 

BB 29 Besondere Bedingung für den Einschluss der Haftpflicht durch Hufbeschlag 
 
 Eingeschlossen sind abweichend von Ziff. 7.7 AHB Haftpflichtansprüche wegen Schä-

den an Tieren durch Hufbeschlag oder Hufpflege (z. B. Beschneiden des Horns) und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
 
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche aus Heilbehandlungen von Tieren. Die Regelun-
gen der Ziff. 1.2 AHB und der Ziff. 7.8 AHB bleiben bestehen. 
 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden an den zu beschla-
genden Tieren: 20 %, mindestens 50 Euro. 
 

R 5 Bürobetriebe 
 
 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Fabrikation, Lagerung, Vertrieb von Waren, tech-

nischer Planung, aus sonstigen nicht büromäßigen Tätigkeiten. 
 

R 7 Drogerien 
 
 Wenn chemische, pharmazeutische, kosmetische Präparate hergestellt werden, ist 

Versicherungs-schutz besonders zu beantragen. 
 

R 8 Feuer und Explosionsschäden aus Anlass von Schweiß-, Schneid-, Löt-, Abbrenn- und Auftauarbeiten 
 
 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Feuer- und Explosionssach-

schaden, der aus Anlass der oben bezeichneten Arbeiten entstanden ist: 
 
20 %, mindestens 50 Euro. 
 
Der Höchstbeitrag der Selbstbeteiligung ist bei Betrieben mit nicht mehr als 10 Perso-
nen 1.000 Euro, bei solchen über 10 Personen 2.500 Euro. Maßgebend ist die Zahl der 
beschäftigten Personen zum Zeitpunkt des Schadenereignisses. 
 

R 11 Fuhrbetriebe, Frachtführer, Schiffszimmereien und Laschereien, Fenster-, Fassaden-, Haus-, Büroreinigung und 
Straßen- und Bürgersteigreinigung 
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 Von jedem Sachschaden hat der Versicherungsnehmer 20 %, mindestens 50 Euro, 
selbst zu tragen 

R 12 Friseure 
 
 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Heilbehandlung mit 

oder ohne Bestrahlung. 
R 13 Gärtnereien, Baumschulen, Gartengestaltungsbetriebe, Landschaftsgärtnereien 
 
 Nicht versichert sind bei der Anwendung von Pflanzenschutz-, Schädlingsbe-

kämpfungs- und Düngemitteln Ansprüche 
 
1. wegen Schäden am behandelten Gut und allen sich daraus ergebenden Vermö-

gensschäden, 
 
2. wegen Schäden durch bewusstes Abweichen Außerachtlassen von Gebrauchsan-

weisungen und behördlichen Vorschriften, 
 
3. wegen Schäden durch Schädlingsbekämpfung aus der Luft. 
 

R 15 Heilgehilfen, Masseure 
 
 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Verwendung von Apparaten, soweit 

die Behandlung ärztlich verordnet oder lediglich zur Körperpflege – nicht zu Heilzwe-
cken – angewendet wird. 
 

R 16 Heime 
 
 Wenn Kranke aufgenommen werden oder ärztliche Leitung vorhanden ist oder Spei-

sen/Getränke an fremde Gäste abgegeben werden, ist Versicherungsschutz besonders 
zu beantragen. 
 

R 18 Hundezucht und -dressur 
 
 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an den zur Dressur übernommenen Hunden sind 

nicht mitversichert. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden an Fi-
guranten (Scheinverbrechern). 
 
 
 

R 23 Lehrer 
 
 I. Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen für die 

Haftpflicht-Versicherung (AHB) und der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 

 
1.  angestellter oder beamteter Lehrer; 

 
Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Schäden, für die der Versicherte 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen öffentlich-rechtlichen Inhalts ein 
zustehen hat; 

 
2.  freiberuflicher Lehrer, der allein unterrichtet und keine besonderen Unterrichts-

räume, Plätze oder Fahrzeuge beim Unterricht benutzt. 
 
II. Mitversichert ist 
 

1. die gesetzliche Haftpflicht 
 

a)  aus Erteilung von Experimentalunterricht ohne radioaktive Stoffe; 
 

b)  aus Leitung und/oder Beaufsichtigung von Schüler- oder Klassenreisen so-
wie Schulausflügen und damit verbundenen Aufenthalten in Herbergen und 
Heimen, auch bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr. 
Für die Auslandsdeckung gilt die Besondere Bedingung innerhalb der Pri-
vathaftpflicht; 

 
c)  aus Erteilung von Nachhilfestunden; 

 
d)  aus der Tätigkeit als Kantor und/oder Organist. 

 
2. die Familien-Privathaftpflicht. 

 
III. Nicht versichert ist die Haftpflicht 
 

1. aus Forschungs- oder Gutachtertätigkeit; 
 

 
2. wegen Schäden, die im Zusammenhang stehen mit dem Besitz, Gebrauch oder 

Führen von Kfz, Motorbooten, mit Hilfsmotor versehenen Fahrzeugen aller Art, 
eigenen Wasserfahrzeugen sowie von Luftfahrzeugen und Flugmodellen; dazu 
gehören nicht Flugkörper unter 5 kg Fluggewicht, die weder durch Treibsätze 
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noch durch Motoren angetrieben werden und deren Gebrauch keiner Zulas-
sungspflicht unterliegt. 

 
Bei Fahrlehrern ist nicht versichert die Haftpflicht aus Schäden aus dem 
Gebrauch (z. B. Halten, Besitzen, Betrieb, Lenken) von Kfz, gleichgültig, durch 
wen oder zu welchem Zweck das Inbetriebsetzen oder Lenken erfolgt; 

 
bei angestellten und beamteten Lehrern auch wegen Schäden, bei denen es 
sich um Dienst- oder Arbeitsunfälle im Betrieb der Schule oder Dienststelle 
handelt. 

 
IV. Ausgeschlossen sind bei beamteten Lehrern und angestellten Lehrern im öffentli-

chen Dienst Haftpflichtansprüche wegen 
 

1. Schäden am Eigentum der Schule oder Dienststelle oder an von Dritten für den 
Schulbetrieb zur Verfügung gestellten Sachen und allen sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden; 

 
2. Personenschäden, bei denen es sich um Dienst- oder Arbeitsunfälle im Betrieb 

der Schule oder Dienststelle gemäß den beamtenrechtlichen Bestimmungen 
oder gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt; eingeschlossen ist jedoch die 
Haftpflicht wegen Personenschäden aus Arbeitsunfällen von Kindern, Schülern, 
Lernenden und Studierenden. 

 
R 25 Reitschulen, Pferdeverleih und dgl. 
 
 Nicht versichert sind Schäden an den Pensionstieren und allen sich daraus ergeben-

den Vermögensschäden  sowie die persönliche Haftpflicht der fremden Tierbenutzer. 
 

R 33 Vereine 
 
 I. Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen für die 

Haftpflicht-Versicherung (AHB) und den nachfolgenden Bestimmungen die gesetz-
liche Haftpflicht des Vereins, insbesondere 

 
1. aus den gewöhnlichen satzungsgemäßen oder sonst sich aus dem Vereins-

zweck ergebenden Veranstaltungen (z. B. Mitgliederversammlungen, Vereins-
festlichkeiten, interne und offene Wettbewerbe); 

 
2. im Umfang des als Eigentümer, Mieter, Pächter, Nutznießer von Grundstücken, 

Gebäuden oder Räumlichkeiten, die ausschließlich den Vereinszwecken dienen 
(z. B. Turn- und Spielplätze); 

 
 
3.  bei Reit- und Fahrvereinen auch aus der Durchführung von Reit- und Fahrver-

anstaltungen, Rennen, Turnieren, Wettreiten, Schlepp- und Schnitzeljagden 
und der dazu erforderlichen Übungen. 

 
Mitversichert ist hierbei die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Mitglieder 
aus ihrer Beteiligung an solchen vom Verein angeordneten Veranstaltungen 
und Übungen, auch soweit sie dabei als Tierhalter in Anspruch genommen 
werden können. 

 
Nicht versichert jedoch sind Haftpflichtansprüche gegen den Verein oder die 
mitversicherten Personen aus Unfällen der Reiter und aus Schäden an den 
Pferden (einschließlich Zaum- und Sattelzeug), die an diesen Veranstaltungen 
und Übungen teilnehmen, und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den; 

 
4. bei Gebirgs- und Verschönerungsvereinen auch aus der Unterhaltung von We-

gen, Aussichtstürmen und dgl. 
 
II. Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
 

1. der Mitglieder des Vorstandes und der von ihnen beauftragten Vereinsmitglie-
der in dieser Eigenschaft; 

 
2.  sämtlicher übriger Mitglieder aus der Betätigung im Interesse und für die Zwe-

cke des versicherten Vereins bei Vereinsveranstaltungen. 
 

3.  sämtlicher übriger Angestellten und Arbeiter für Schäden, die sie in Ausführung 
ihrer dienstlichen Verrichtung für den Versicherungsnehmer verursachen. 

 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungs-
nehmers gemäß den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII handelt. Das 
gleiche gilt für solche Dienstunfälle, gemäß den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienst-
stelle zugefügt werden. 

 
III. Nicht versichert ist, sofern nicht ausdrücklich eine gegenteilige Vereinbarung ge-
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troffen ist, die Haftpflicht 
 

1.  aus anderem als dem nach Ziff. I 2 eingeschlossenen Haus- und Grundbesitz; 
 

2.  aus Veranstaltungen, die über den Rahmen gewöhnlicher Vereinsveranstaltun-
gen hinausgehen (z. B. Gau- und Bundesfeste, Ausstellungen, Luftfahrtveran-
staltungen, Schützenfeste, Umzüge); 

 
3.  als Tierhalter; 

 
4.  aus Halten oder Besitz, ferner aus Anlass von Inbetriebsetzen oder Lenken von 

Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen, gleichgültig, durch wen, aus welchem An-
lass oder zu welchen Zwecken das Inbetriebsetzen oder Lenken erfolgt; 

 
5.  aus Tribünenbau; 

 
6.  aus der Verwendung von Böllern, Mörsern, Schallkanonen und dgl.; 

 
7.  aus dem Abbrennen von Feuerwerken aller Art (auch bengalische Beleuch-

tung); 
 

8.  aus der Unterhaltung von Eis- und Rodelbahnen; 
 

9.  aus der Veranstaltung von Skikursen, Skiausflügen und Skiführungstouren so-
wie von Abfahrts-, Tor- und Sprungläufen; 

 
10. aus Betrieben aller Art (z. B. Gaststättenbetrieb im Vereinskasino in eigener 

Regie, Badeanstalten); 
 

11. aus der Ausübung des Berufs von Vereinsmitgliedern, auch wenn diese im Auf-
trag oder im Interesse des Vereins erfolgte; 

 
12. bei Kleingärtnervereinen auch 

 
a) die Haftpflicht aus der Verwendung von Pflanzenschutz-, Unkraut- oder 

Schädlingsbekämpfungsmitteln; 
 

b) die persönliche Haftpflicht der Mitglieder aus dem Besitz bzw. der Verwal-
tung und Bewirtschaftung der ihnen überlassenen Grundstücke. 

 
R 34 Garten, Landschafts- und Sportplatzbau (auch Baumschulen) 
 
 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und Verwendung von nicht selbst 

fahrenden Geräten und Maschinen soweit diese nur im versicherten Betrieb verwendet 
werden und hierfür nach den Antragsbestimmungen nicht besonders Versicherungs-
schutz zu vereinbaren ist. 
 
 
 

R 38 Land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
 
 I. Mitversichert ist bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben auch die gesetzliche 

Haftpflicht: 
 

a)  aus Halten, Hüten und Verwenden von Nutztieren (auch Zuchttieren) im versi-
cherten Betrieb; für Hunde, Zuchttiere zum Belegen fremder Tiere und Weide-
tiere, Zugtiere auch für Lohnfuhren oder im eigenen gewerblichen Betrieb und 
Flurschäden aus Weidebetrieb ist jedoch eine besondere Versicherung erfor-
derlich; 

 
b)  aus Besitz und Verwendung von nicht selbst fahrenden Geräten und Maschi-

nen sowie nicht zulassungspflichtigen Anhängern im versicherten Betrieb; 
 

für selbst fahrende Arbeitsmaschinen bis 20 km/h im eigenen Betrieb und Gerä-
te und Maschinen in Lohnarbeit oder in einem gewerblichen Nebenbetrieb ist 
jedoch eine besondere Versicherung erforderlich. 

 
c)  aus der Verwendung von Pflanzenschutz-, Unkraut- und Schädlingsbekämp-

fungsmitteln innerhalb des versicherten Betriebes im Umfang von R 13 dieser 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen; 

 
d) aus der Verwendung von Zugmaschinen und Raupenschleppern mit nicht mehr 

als 6 km/h sowie Maschinen oder Kfz als stationäre Kraftquellen im versicher-
ten Betrieb; 

 
für Verwendung zu Lohnarbeit oder in einem gewerblichen Nebenbetrieb ist je-
doch eine besondere Versicherung erforderlich; 

 
e)  aus Nebenbetrieben, die dem versicherten Betrieb dienen und der Landwirt-

schaftlichen Berufsgenossenschaft zugeteilt sind; 
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für Schankwirtschaften, Hecken- u. dgl. Wirtschaften ist jedoch eine besondere 
Versicherung erforderlich; 

 
f) des Versicherungsnehmers als Privatperson; 

 
II. Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge: 
 

1.  Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers ver-
ursachen. 

 
2. Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden die der Versicherungsneh-

mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen werden. 

 
3.  Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungs-

nehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für al-
le anderen Versicherten. 

 
4. Eine Tätigkeit der in Ziffer 1 und 2 genannten Personen an einem Kraftfahr-

zeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne 
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des 
Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

 
III. Luftfahrzeuge 
 

1.  Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch eines Luftfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter 
oder Besitzer eines Luftfahrzeugs in Anspruch genommen werden. 

 
2.  Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungs-

nehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für al-
le anderen Versicherten. 

 
3.  Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

 
a) der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luftfahrzeu-

gen oder Teilen für Luftfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau 
von Luftfahrzeugen oder den Einbau in Luftfahrzeuge bestimmt waren, 

 
b) Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, 

Beförderung) an Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugteilen, und zwar wegen 
Schäden an Luftfahrzeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insas-
sen sowie wegen sonstiger Schäden durch Luftfahrzeuge. 

 
IV. Abweichend von den Besonderen Bedingungen zur Umwelthaftpflichtbasisdeckung 

gelten für land- und forstwirtschaftliche Betriebe folgende Vereinbarungen 
 

 
 
 
Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden 
durch Umwelteinwirkung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe (Umwelthaftpflicht-Modell/Land- und 
Forstwirtschaft) 
 
 
1. Gegenstand der Versicherung 1.1 Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen Versicherungsbedin-

gungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und den nachfolgenden Vereinbarun-
gen. 

 
1.2 Versichert ist – abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht privat-

rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschäden 
durch Umwelteinwirkung auf Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) für die 
gem. Ziff. 2 in Versicherung gegebenen Risiken. 

 
Mitversichert sind gem. Ziff. 2.1 AHB Vermögensschäden aus der Verletzung von 
Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, 
wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. Sie werden wie Sach-
schäden behandelt. 

 
1.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
 

1.3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, 
die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder eines 
Teils desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft; 

 
1.3.2 sämtlicher übriger Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ih-

rer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen. 
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Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII handelt. 
Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gem. den beamtenrechtlichen Vor-
schriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben 
Dienststelle zugefügt werden. 

 
1.4 Falls besonders vereinbart, sind eingeschlossen im Umfang der gem. Ziff. 2 versi-

cherten Risiken folgende Deckungserweiterungen: 
 

1.4.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Gebrauch von folgenden, 
nicht versicherungspflichtigen Kfz: 

 
– Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, die nur 

auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren; 
 
– Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit; 
 
– selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h (Selbst fah-

rende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren 
besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leis-
tung von Arbeit, nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt 
und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr be-
stimmten Art solcher Fahrzeuge gehören). 

 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Be-
rechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfü-
gungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer 
gebraucht wird.  

 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder 
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

 
1.4.2 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 

wegen Schäden an gemieteten, gepachteten Gebäuden und/oder Räumlichkei-
ten durch Brand und Explosion und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. 

 
Ausgeschlossen bleiben die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen 
der Feuerversicherer bei übergreifenden Schadenereignissen fallenden Rück-
griffsansprüche. 

 
2. Risikobegrenzung Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus 

 
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe 

herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten 
(WHG-Anlagen). 

 
2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum Umwelthaftungsgesetz 

(UmweltHG-Anlagen). 
 
2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Be-

stimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen (sonstige dekla-
rierungspflichtige Anlagen). 

 
2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Einbringen oder Einleiten 

von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die phy-
sikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, 
durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

 
2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum Umwelthaftungsgesetz 

(UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung). 
 
2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und War-

tung von Anlagen gem. Ziff. 2.1 - 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gem. 
Ziff. 2.1-2.5 bestimmt sind. 

 
 
 

3.  Mitversicherte Anlagen 3.1 Abweichend von Ziff. 1 und 2 ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht 
 

3.1.1  aus der Lagerung von Sickersäften aus Silos sowie von Jauche und 
Gülle, wenn das Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Behälter 600.000 
Liter nicht übersteigt, sofern die Lagerung in geschlossenen Behältern oder 
geschlossenen Gruben – nicht jedoch in Lagunen – auf dem Betriebsgrund-
stück erfolgt und die Stoffe im versicherten land- und forstwirtschaftlichen Be-
trieb angefallen sind; 
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3.1.2  aus der Lagerung von festem Stalldung, sofern diese in Dungstätten 

auf dem Betriebsgrundstück erfolgt und der Dung im versicherten land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb angefallen ist; 

 
3.1.3  aus der Lagerung von Mineralölen auf dem Betriebsgrundstück, so-

fern das Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Behälter 5.000 Liter nicht 
über steigt und die Mineralöle überwiegend für den versicherten land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb bestimmt sind; 

 
3.1.4  aus der Lagerung von Nahrungs-, Genuss- und Futtermitteln, soweit 

diese im Zusammenhang mit dem versicherten land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb steht und die Anlage nicht nach dem Umweltschutz dienenden Be-
stimmungen der Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegt; 

 
3.1.5  aus der Lagerung sonstiger umweltgefährlicher Stoffe auf  dem Be-

triebsgrundstück, sofern die Gesamtlagermenge 500 Liter nicht übersteigt, das 
Fassungsvermögen des einzelnen Behältnisses nicht mehr als 50 Liter beträgt 
und diese Stoffe überwiegend für den versicherten land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieb bestimmt sind. 

 
3.2 Wird eine der Mengenschwellen der Ziff. 3.1.1-3.1.5 überschritten, erlischt – abwei-

chend von § 1 Ziff. 2 b) AHB – die Mitversicherung des innerhalb der betreffenden 
Ziff. versicherten Risikos vollständig. 

 
 



 
Datenschutzeinwilligungserklärung  

 

  
Datenschutzeinwilligung 1.2008 
 

 

 

 

I. Bedeutung dieser Erklärung und Widerrufsmöglichkeit 

Ihre personenbezogenen Daten benötigen wir  insbesondere 
zur Einschätzung des zu versichernden Risikos (Risikobeurtei-
lung), zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch, zur 
Überprüfung unserer Leistungspflicht, zu Ihrer Beratung und 
Information sowie allgemein zur Antrags-, Vertrags- und Leis-
tungsabwicklung. 

Personenbezogene Daten dürfen nach geltendem Daten-
schutzrecht nur erhoben, verarbeitet oder genutzt werden 
(Datenverwendung), wenn dies ein Gesetz ausdrücklich er-
laubt oder anordnet oder wenn eine wirksame Einwilligung 
des Betroffenen vorliegt. 

Nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ist die Verwen-
dung Ihrer allgemeinen personenbezogenen Daten (z.B. Alter 
oder Adresse) erlaubt, wenn es der Zweckbestimmung eines 
Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensver-
hältnisses dient (§ 28 Abs. 1 Nr. 1 BDSG). Das gleiche gilt, 
soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der verantwort-
lichen Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an 
dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt (§ 
28 Abs. 1 Nr. 2 BDSG). Die Anwendung dieser Vorschriften 
erfordert in der Praxis oft eine umfangreiche und zeitintensive 
Einzelfallprüfung. Auf diese kann bei Vorliegen dieser Einwil-
ligungserklärung verzichtet werden. Zudem ermöglicht diese 
Einwilligungserklärung eine Datenverwendung auch für die 
Fälle, die nicht von vorne herein durch die Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes erfasst werden (Vgl. dazu Ziffer 
II.).  

Die Einwilligung ist ab dem Zeitpunkt der Antragstellung wirk-
sam. Sie wirkt unabhängig davon, ob später der Versiche-
rungsvertrag zustande kommt. Es steht Ihnen frei, diese Ein-
willigung mit Wirkung für die Zukunft jederzeit ganz oder teil-
weise zu widerrufen. 

 

II. Erklärung zur Verwendung Ihrer allgemeinen perso-
nenbezogenen Daten 

Hiermit willige ich ein, dass meine personenbezogenen Daten 
unter Beachtung der Grundsätze der Datensparsamkeit und 
der Datenvermeidung verwendet werden: 

1. a) zur Risikobeurteilung, zur Vertragsabwicklung und zur  
  Prüfung der Leistungspflicht; 

b) zur Weitergabe an den/die für mich zuständigen Ver-
mittler, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung meiner Versicherungsangelegenheiten dient; 

2. zur Risikobeurteilung durch Datenaustausch der risikore-
levanten Daten mit dem Vorversicherer, den ich bei 
Antragstellung angegeben habe; 

3. zur gemeinschaftlichen Führung von Datensammlungen 
der zur ARAG Gruppe gehörenden Unternehmen (die im 
Internet unter www.ARAG.de einsehbar sind oder mir auf 
Wunsch mitgeteilt werden), um die Anliegen im Rahmen 
der Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung schnell, 
effektiv und kostengünstig bearbeiten zu können 
(Beispiele: richtige Zuordnung Ihrer Post oder Beitrags-
zahlungen). Diese Datensammlungen enthalten Daten wie 
z. B. Name, Adresse, Geburtsdatum, Kundennummer, 
Versicherungsnummern, Kontonummer, Bankleitzahl, Art 
der bestehenden Verträge, sonstige Kontaktdaten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. zur Risikobeurteilung und Abwicklung der Rückversicherung. 
Dies erfolgt durch Übermittlung an und zur Verwendung durch 
die Rückversicherer, bei denen mein zu versicherndes Risiko 
geprüft oder abgesichert werden soll. Eine Absicherung bei 
Rückversicherern im In- und Ausland dient dem Ausgleich der 
vom Versicherer übernommenen Risiken und liegt damit auch 
im Interesse der Versicherungsnehmer. In einigen Fällen be-
dienen sich Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen 
sie – sofern erforderlich – ebenfalls entsprechende Daten ü-
bermitteln; 

5. durch andere Unternehmen / Personen innerhalb und außer-
halb der ARAG Gruppe, denen der Versicherer Aufgaben 
ganz oder teilweise zur Erledigung überträgt (z.B. Dienstlei-
stungsgesellschaften). Diese Dienstleistungsgesellschaften 
werden eingeschaltet, um die Antrags-, Vertrags- und Leis-
tungsabwicklung möglichst schnell, effektiv und kostengünstig 
zu gestalten. Eine Erweiterung der Zweckbestimmung der Da-
tenverwendung ist damit nicht verbunden. Die beauftragten 
Dienstleistungsgesellschaften sind im Rahmen ihrer Aufga-
benerfüllung verpflichtet, ein angemessenes Datenschutz-
niveau sicher zu stellen, einen zweckgebundenen und recht-
lich zulässigen Umgang mit den Daten zu gewährleisten sowie 
den Grundsatz der Verschwiegenheit zu beachten; 

6. zur Verhinderung des Versicherungsmissbrauchs bei der 
Risikobeurteilung und bei der Klärung von Ansprüchen aus 
dem Versicherungsverhältnis durch die Nutzung eines Hin-
weis- und Informationssystems der Versicherungswirtschaft 
mit Daten, die der Gesamtverband der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft e.V. (GDV) im Auftrag der Versicherer ver-
schlüsselt. Auf Basis dieses Systems kann es zu einem auf 
den konkreten Anlass bezogenen Austausch per-
sonenbezogener Daten zwischen dem anfragenden und dem 
angefragten Versicherer kommen; eine genaue Funktionsbe-
schreibung ist im Internet auf der Seite des GDV verfügbar 
und wird Ihnen auf Wunsch zur Verfügung gestellt 

7. zur Beratung und Information über Versicherungs- und sonsti-
ge      
Finanzdienstleistungen durch: 

a) den Versicherer, andere Unternehmen der ARAG Gruppe 
und den für mich zuständigen Vermittler; 

b) Kooperationspartner des Versicherers (die im Internet un-
ter www.ARAG.de einsehbar sind oder mir auf Wunsch 
mitgeteilt werden); soweit aufgrund von Kooperationen mit 
Gewerkschaften/Vereinen Vorteilskonditionen gewährt 
werden, bin ich damit einverstanden, dass der Versicherer 
zwecks Prüfung, ob eine entsprechende Mitgliedschaft 
besteht, mit den Gewerkschaften/Vereinen einen Daten-
abgleich vornimmt. 
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